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Viel Platz, freie Bahn fŸr Fu§gŠn-
ger_innen und Sportler_innen aller 
Couleur und GrŸn so weit das Auge 
reicht Ð das Tempelhofer Feld ist mit 
384  Hektar  Freifläche  ein  einmaliger  
Ort innerhalb Berlins, 
um den uns andere 
Gro§stŠdte zu Recht 
beneiden. Unter die-
sem Gesichtspunkt 
ist der Projekttitel des 
Senats fŸr die Bebauung des Tem-
pelhofer Feldes reiner Hohn. Seit 
Oktober werden erste Baufelder fŸr 
das geplante Wasserbecken umzŠunt. 
Schlie§lich, so die Senatsmeinung, 
sei das entworfene Gesetz der BŸr-
ger_inneninitiative zum Erhalt des 
Feldes noch nicht in Kraft getreten 
Ð ganz klar, sowas muss man ausnut-
zen. Ein kŸnstlicher See Ð etwa so 
gro§ wie vier Fu§ballfelder Ð soll auf 
dem Brutgebiet von 36 Feldlerchen-
PŠrchen fŸr einen zweistelligen Milli-
onenbetrag gebaut werden, zuzŸglich 
Unterhaltungskosten.

Zwar spricht einiges fŸr den Bau 
eines Regenwasserbeckens, doch 

braucht es dafŸr ein derart teures De-
signerbecken? Auch werden zuneh-
mend Zweifel an einer škologisch 
nachhaltigen Umsetzung der PlŠne 
laut. Es ist fraglich, ob sich die ge-

schŸtzten Feldlerchen-
paare die Mieten in den 
vom Senat ausgeschrie-
benen  Ersatzbrutflächen  
werden leisten kšnnen.

Die ausufernden Be-
bauungsplŠne des Senats fangen mit 
dem Eventbecken jedoch erst an. Rot-
Schwarz  plant  auf  der  Freifläche  wei-
terhin eine Ÿberdimensionierte Be-
bauung: Eine Bibliothek Ð wŠhrend 
die bestehenden verfallen Ð ein Ge-
werbegebiet entlang der S-Bahn und 
Ð allen gegenteiligen Versprechungen 
zum Trotz Ð Luxus-Wohnungen mit 
Mietpreisen, die bei mehr als 10 ! /m2 
liegen werden. FŸr die kleineren und 
bezahlbaren Wohnungen, die Berlin 
so dringend braucht, ist im Landes-
haushalt gar kein Geld eingeplant.

Wie beim Wasser und den Strom-
netzen ist damit auch dieses Volksbe-
gehren ein Misstrauensantrag gegen 

den Senat. Denn bekanntlich sind die 
Erfahrungen der Berlinerinnen und 
Berliner mit der stŠdtischen Baupoli-
tik zumeist schlecht Ð man neigt hier 
nŠmlich gerne mal zum Faktenschaf-
fen durch Ÿbereilten Baubeginn. Ganz 
zu schweigen von einem riesigen 
FlughafengebŠude, das noch immer 
auf ein Nachnutzungskonzept wartet. 
Daher mŸndet die gefŸhlte Ohnmacht 
der BŸrgerinnen und BŸrger nicht 
grundlos in der Formulierung eines 
umfassenden Stoppsignals an den Se-
nat: 100 % Tempelhofer Feld! Man 
kšnnte es zweifellos auch als eine 
Forderung nach einem Planungsmo-
ratorium oder einer selbst aufzuerle-
genden Besinnungsphase auffassen. 
Sonst droht die Gesamtentwicklung 
des Tempelhofer Feldes ein weiteres 
Millionengrab Berlins zu werden.

BŸndnis 90/Die GrŸnen fordern 
eine ernsthafte und ergebnisoffene 
Diskussion Ÿber die Gesamtplanung 
fŸr das Tempelhofer Feld sowie ein 
Sanierungs- und Nutzungskonzept 
fŸr das FlughafengebŠude. Wir leh-
nen die Errichtung eines Gewerbe- 

oder Mischquartiers im SŸden des 
Tempelhofer Feldes ebenso ab wie 
die geplante Bebauung des Quartiers 
an der Oderstra§e. Bedarf sehen wir 
hingegen fŸr eine Kita, eine Grund-
schule und eine Turnhalle fŸr den 
angrenzenden Neukšllner Kiez. Hier 
plŠdieren wir aber dafŸr, so wenig zu-
sŠtzliche FlŠche wie mšglich zu ver-
siegeln. Daher for-
dern wir eine ernst-
hafte †berprŸfung, 
ob eine Bibliothek 
im Flughafenge-
bŠude gŸnstiger 
wŠre als der teure 
Neubau einer Wo-
wereit-Gedenk-Bi-
bliothek.

Um den ausu-
fernden SenatsplŠ-
nen entgegenzutreten und das Feld 
in seiner schieren Weite zu erhalten 
braucht es ein starkes Zeichen der Ber-
linerinnen und Berliner. Die Initiative 
100 % Tempelhofer Feld hat inzwi-
schen 64 Ÿber 80.000 Unterschriften 
fŸr den Erhalt des Feldes gesammelt. 

Das sind fast 26.000 mehr, als das 
letztlich erfolgreiche Begehren zur 
Offenlegung der WasservertrŠge zu 
diesem Zeitpunkt hatte.

Dennoch braucht es auch in den 
kommenden Wochen weiterhin drin-
gend  fleißige  Helferinnen  und  Helfer,  
die dem Winterwetter trotzen, um ein 
deutliches Zeichen fŸr mehr BŸrger_

innenbeteiligung und 
den Erhalt des Tempel-
hofer Feldes zu setzen. 
DafŸr streben die Initi-
ator_innen des Volks-
begehrens an, 280.000 
Unterschriften bis zum 
13. Januar 2014 zu 
sammeln. Und auch 
wir Neukšllner GrŸ-
ne sammeln mit! Bei 
einem Gelingen des 

Volksbegehrens ist geplant, den da-
raufhin  stattfindenden  Volksentscheid  
parallel zum Termin der Europawahl 
am  25.  Mai  2014  stattfinden  zu  lassen.  
Unser gemeinsames Ziel als GrŸne ist 
es, dies zu ermšglichen.

Sofie Krotter

Die Weite des Tempelhofer Feldes  
mit Augenmaß gestalten.

“Wir sprechen uns gegen ein 
Baufeld am Columbiadamm 
und gegen eine Wohnbe-
bauung aus, die an den Kiez 
rund um die Neuköllner 
Oderstraße anschließt.”
Beschluss des Grünen 
Landessausschusses vom 
Oktober 2012:  
www.gruenlink.de/eov

“Eine Bebauung, die 
sich an ökonomischen 
Verwertungsinteressen 
orientiert, lehnen wir ab.“
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Als vierte Interviewpartnerin 
der Reihe: ãNeukšllner_innen im 
GesprŠchÒ treffen wir dieses Mal 
Nafi   Satou.   Sie   ist   in   Banjoul,   im  

westafrikanischen   Gambia   gebo-
ren,   50   Jahre   alt   und  Mutter   von  

drei   Kindern   und   Großmutter  

eines  Enkels.  Sie  lebt  seit  27  Jahren  

in  Neukölln.

Als   gelernte   Schweißerin   ar-
beitete  sie  in  Gambia.  In  Neukölln  

bietet  sie  in  „Haddys  Afroshop“,  in  

der   Neckarstraße   6,   afrikanisches  

Hairstyling   und   Catering   sowie  

einen Treffpunkt fŸr die westafri-
kanischen  Community.  Als  Schau-
spielerin  wirkte   sie   in  einer  Tator-

Folge  mit.

Liebe Frau Satou, wie sind Sie nach 
Neukšlln gekommen?
Ich war neugierig auf Deutschland 
und hatte Verwandte in Neukšlln.  
Anfangs habe ich bei ihnen gelebt und 
in der Familie geholfen.1997 habe 
ich mich dann selbststŠndig gemacht. 

Als ich nach Berlin kam, war vieles 
einfacher als heute. Als Angehšrige 
eines Commonwealth-Staates habe 
ich z.B. kein Visum benštigt.
Was ist fŸr Sie das besondere an Neu-
kšlln?
Ich liebe das multikulturelle Neu-
kšlln. Neukšlln ist schšn! Es gibt 
auch hier Probleme, wie Ÿberall. Aber 
das negative Neukšlln, Ÿber das man-
che berichten, ist mir noch nie begeg-
net. Ich schŠtze hier die Netzwerke 
in der Nachbarschaft, dass Menschen 
miteinander reden und sich gegensei-
tig helfen.
Gibt es eine typische Geschichte, die 
Sie mit Neukšlln verbinden?
Vielleicht eher eine lustige Berliner 
Geschichte, wie sich Bedenken leicht 
in   Luft   auflösen   können.   Ich   habe  
2009 zur Leichtathletik-WM Catering 
im Olympiastadion gemacht. Dass die 
ganze Welt bei mir gegessen hat, war 
eine schšne Erfahrung, aber eigentlich 
auch typisch Berlin. Irgendwann stan-

den zwei Polizisten bei mir am Stand 
und guckten etwas verunsichert. Sie 
bestellten von jedem Essen eine Por-
tion. Es waren TestkŠufer, die von den 
Kollegen vorgeschickt wurden, wie 
ich spŠter erfahren habe. Sie kannten 
kein afrikanisches Essen, hatten aber 
so  schlechte  Polizeiverpflegung,  dass  
sie nach Alternativen suchten. Ich 
habe dann tŠglich mehrere hundert 
Essen fŸr sie gekocht. Schšn, dass die 
Neugier Ÿber die Angst gesiegt hat.
Wenn Sie die Regierungsgewalt hŠt-
ten, was wŸrden Sie als dringende 
Probleme ansehen?
Mir war es immer wichtig, dass meine 
Kinder eine gute Bildung bekommen. 
Bildung ist der SchlŸssel, um im Le-
ben weiter zu kommen. Mein Šltester 
Sohn mšchte Architekt werden. Er 
hat eine Perspektive, auf die er hin-
arbeitet. Ich wŸrde dafŸr sorgen, dass 
mehr Kinder Lust auf Schule, Ausbil-
dung und Lernen haben.
Ich wŸrde auch gerne dafŸr sorgen, 

dass mehr Men-
schen Arbeit be-
kommen. Als Po-
litikerin mšchte ich mit den 
Menschen reden, deren 
Probleme hšren und wenn 
es geht, helfen. Wenn man 
nur Ÿber Menschen redet, 
verŠndert man nichts.
Was geben Sie uns GrŸnen 
mit auf den Weg?
Neukšlln ist ein sehr gutes 
Beispiel fŸr alle Politiker. 
Hier kšnnen sie lernen und 
mitgestalten, wie die multi-
kulturelle Zukunft Deutschlands 
funktionieren kann.
Die GrŸnen sollen sich weiter um die 
Menschen kŸmmern. Ich hoffe, dass 
sie auch bald die Chance bekommen, 
ihre Ideen in der Regierung umzuset-
zen.
Liebe Frau Satou, ich danke Ihnen fŸr 
das GesprŠch!

Interview: Christian Hoffmann.

N E U KÖ L L N E R _ I N N E N  I M  G E S P R ÄC H

Ich liebe das multikulturelle Neukölln

www.gruenlink.de/eov
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ã...eigentlich alles. 
Ich mšchte unbedingt 

hier bleiben.Ò
Gisela, 71 Jahre

F†R MICH IST 

NEUK…LLN:

Die vier Berwerber_innen fŸr die grŸnen SpitzenplŠtze zur Europawahl: Monica Frassoni, Ska Keller, JosŽ BovŽ und Rebecca Harms

Auf einen Blick:
Wer sich über die Grünen Primaries informieren oder aktiv am Gestaltungs-
prozess mitwirken will, hat mehrere Möglichkeiten. Die Landesarbeitsge-
meinschaft (LAG) Europa kommt alle zwei Wochen im Abgeordnetenhaus 
Berlin zusammen, um Fragen der Europapolitik zu diskutieren. Getroffen 
wird sich montags um 19 Uhr. Genauere Informationen können der Web-
seite der LAG Europa (gruenlink.de/nvd�����H�Q�W�Q�R�P�P�H�Q���Z�H�U�G�H�Q�����G�R�U�W���÷�Q�G�H�Q��
sich auch aktuelle Termine rund um die Primaries und die Europawahl 2014. 
Natürlich können auch interessierte Nichtmitglieder teilnehmen.
�$�P�����������-�D�Q�X�D�U�������������÷�Q�G�H�W���G�L�H���/�L�Y�H���'�H�E�D�W�W�H���G�H�U���.�D�Q�G�L�G�D�W�B�L�Q�Q�H�Q���L�Q���%�H�U�O�L�Q��
statt. Auch hier sind alle interessierten Bürger_innen eingeladen. Schließlich 
gibt es die Möglichkeit, an den Online-Diskussionen teilzunehmen. Die ge-
�Q�D�X�H�Q���7�H�U�P�L�Q�H���÷�Q�G�H�Q���V�L�F�K���D�X�I���G�H�U���:�H�E�V�H�L�W�H���G�H�U���/�$�*���(�X�U�R�S�D���R�G�H�U���X�Q�W�H�U���G�H�Q��
Suchwörtern Green Primary im Netz.

Die GrŸnen bekennen sich zu Eu-
ropa und zur Basisdemokratie. Ab 
sofort kšnnen daher europaweit alle 
BŸrgerinnen und BŸrger ab 16 Jahren 
die Spitzenkandidatinnen und -kandi-
daten der europŠischen GrŸnen fŸr die 
Wahlen zum EuropŠischen Parlament 
in einer Urwahl bestimmen. Ein Duo 
mit mindestens einer Frau wird ab Fe-
bruar im Wahlkampf die gemeinsame 
politische Agenda vertreten.

Schon bei der letzten Europawahl 
haben die GrŸnen Europas ein No-
vum gewagt: Der Zusammenschluss 
der GrŸnen Parteien (EGP = Europe-
an Green Party) hat als einzige Par-
teienfamilie eine gemeinsame Kam-
pagne organisiert. Dieser Erfolg war 
ein wichtiger Schritt auf dem Weg zu 
einem wirklich europŠischen Wahl-
kampf, der nicht lŠnger nationale 
Themen und Akteur_innen 
in den Vordergrund stellt. 
Den GrŸnen ist im Ge-
gensatz zu den ande-
ren Parteien klar, dass 
Treibhausgase keine 
Visapflicht  kennen  und  
nationale Behšrden 

D I E  G RÜ N E N  P R I M A R I E S

Mitbestimmen für die Zukunft Europas

600.000 Berlinerinnen und Ber-
liner wollten am 03. November per 
Gesetz ein starkes Stadtwerk grŸnden 
und sind am Quorum gescheitert. Die 
demokratische Kultur in Berlin hat 
verloren durch die Termintrickserei 
des Senats, der eine Abstimmung am 
Bundestagswahltag verhindert hat. 
Verloren hat auch der Senat: seinem 
Aufruf, mit ãNeinÒ zu stimmen, sind 
nur 4,9 % der Wahlberechtigten ge-
folgt. Die gro§e Mehrheit hat sich 
dagegen beim Volksentscheid wie in 
den Umfragen davor klar gegen den 
Kurs des Senats ausgesprochen. 

Berlin stand am Sonntag an der 
Weggabelung und der Volksentscheid 
sollte klŠren, in welche Richtung es 
geht. Aber Berlin hat sich nicht fŸr 
den Weg des Energietisches entschie-
den und es hat auch den Weg des Se-
nats abgelehnt. Es war ein Volksent-
scheid ohne Entscheidung. 600.000 
Berliner_innen Ð keine Partei hatte 
2011 annŠhernd so viele WŠhler Ð ha-
ben uns den Auftrag gegeben, einen 
anderen  Weg  zu  finden.

Das Ergebnis als Auftrag zum 
Kompromiss verstehen

Deshalb haben wir GrŸne im Par-
lament vorgeschlagen, dass wir uns 
jetzt parteiŸbergreifend mit den besten 

Expert_innen und Praktiker_innen in 
der Stadt zusammensetzen, um einen 
Kompromiss  zu  finden.  Wir  verstehen  
den Volksentscheid als Auftrag, mal 
mit den Ÿblichen Ritualen zu brechen. 
Wir wollen im Abgeordnetenhaus 
eine Kommission ãStadtwerkeÒ ein-
setzen, die ein vernŸnftiges Stadtwerk 
auf den Weg bringt. Sie soll vorschla-
gen, welche Projekte das Stadt-
werk zuerst angehen 
und welche 
Struktur es 
b e k o m m e n 
soll. Noch eine 
Aufgabe fŸr 
diese Kommis-
sion: …ffentliche 
GebŠude dŠmmen, 
um die Energieko-
sten des Landes in 
den Griff zu krie-
gen und Arbeits-
plŠtze im Handwerk zu schaffen. 

Vom Energietisch bis zur IHK be-
steht doch Einigkeit, dass es eine In-
stitution braucht, die den Klimaschutz 
in Berlin vorantreibt, die die Poten-
ziale Berlins fŸr die Energiewende 
endlich nutzt. Wir sollten gemeinsam 
ein Stadtwerk entwickeln, das diese 
Aufgabe Ÿbernimmt. FŸr diesen Vor-
schlag haben wir schon positive Re-
sonanz im Parlament bekommen. So 

kšnnte der Volksentscheid doch noch 
Gewinner_innen haben: uns alle.

Dieser Senat bewegt sich nur 
unter šffentlichem Druck

Klar ist aber auch: Erfolgreich 
wird das nur, wenn die Berline-

rinnen und Berliner sich weiter 
fŸr das Thema engagieren. 
Denn nur, weil 600.000 beim 
Volksentscheid mit ãJaÒ 

gestimmt haben, 
bewegt sich der 
Senat. Vor fŸnf 
Jahren, 2008 hat 
die Berliner Um-
we l tbewegung 
die PlŠne zum 
Bau eines neuen 
Kohlekraftwerks 
in Rummelsburg 
gekippt. Damals 

ist es uns gelungen, einen šffentlichen 
Druck aufzubauen, dem Vattenfall 
nicht stand hielt. Der Regierende BŸr-
germeister, der bis zuletzt zu Vatten-
fall hielt, hat dann den Klimaschutz 
zur ãChefsacheÒ gemacht. Wenige 
Zeit spŠter lie§ er alle angekŸndigten 
Ma§nahmen im Sande verlaufen. En-
ergiewende und Klimaschutz in Ber-
lin kommen nur voran, solange die 
BŸrger_innen Druck machen.

Bitte engagieren Sie sich 
deshalb weiter fŸr die Energie-
wende

UnterstŸtzen Sie BŸrgerEnergie 
Berlin: Um das Stromnetz zurŸck 
in BŸrger_innenhand zu holen und 
†berschŸsse aus dem GeschŠft direkt 
in die Energiewende zu investieren, 
hat sich die Genossenschaft BŸr-
gerEnergie Berlin im Konzessions-
verfahren der Berliner Stromnetze 
beworben. Die Unternehmensform 
erlaubt es, gemeinsam wichtige Ent-
scheidungen zu fŠllen, mit gleichem 
Stimmrecht Ð unabhŠngig davon, wie 
viel Geld eingelegt wurde. Beteili-
gen kann man sich schon ab 100 ! :  
www.buerger-energie-berlin.de

Wechseln Sie zu einem …kostrom-
anbieter: Vier von zehn Haushalten in 
Berlin sind immer noch bei Vattenfall 
im Grundversorger-Tarif. Dabei ist 
100 % …kostrom oft gŸnstiger als Vat-
tenfall mit seinem Kohlestrom. Den 
Stromanbieter zu wechseln ist eine 
einfache Angelegenheit mit gro§er 
Wirkung, denn pro 1000 kWh kšnnen 
Sie der AtmosphŠre ca. 470 kg CO2 
mit einem Wechsel ersparen. Die von 
den UmweltverbŠnden empfohle-
nen   Stromanbieter   finden   Sie   unter:   
www.atomausstieg-selbermachen.de

Michael Schäfer, MdA

AU C H  N AC H  D E M  E N E RG I E T I S C H -VO L K S E N T S C H E I D

Energiewende in Berlin geht nur von unten

ignorieren. Klimaschutz ist das beste 
Beispiel dafŸr, dass gesamteuropŠ-
ische Entscheidungen mehr bewegen 
kšnnen Ð wenn die BŸrgerinnen und 
BŸrger die Politik der EuropŠischen 
Union mitbestimmen und sich ein-
bringen.

Bereits vor der Wahl mitent-
scheiden

Vorbild fŸr die Green Primaries 
sind die Vorwahlen in Frankreich, 
wo die Abstimmung Ÿber die Kšpfe 
eine lebhafte inhaltliche Debatte an-
geregt,  den  Wahlkampf  beflügelt  und  
die BŸrgerinnen und BŸrger motiviert 
hat, sich einzubringen. Es erlaubt der 
Zivilgesellschaft, von Anfang an die 
Kandidat_innenwahl mitzubestim-
men  und   so  entscheidenden  Einfluss  

auf das neue Parlament auszuŸ-

ben. Gerade in Europa ist die Frage 
der demokratischen Legitimierung 
aktuell: jetzt wird allen BŸrger_innen 
die Teilhabe bereits vor der eigent-
lichen Abstimmung erlaubt. In einer 
Zeit, wo Personalentscheidungen 
in Hinterzimmern und Parlaments-
fluren   getroffen   werden,   wollen   wir  
zeigen, dass es auch anders geht und 
das momentane Prozedere nicht den 
grŸnen Ansichten von Demokratie 
entspricht.

Dabei kann die gesammelte Erfah-
rung in nationalen Primaries genutzt 
werden Ð wichtig gerade im Bereich 
des Datenschutzes fŸr das Online-Vo-
ting-Verfahren. Benštigt werden nur 
eine Email-Adresse und ein Mobilte-
lefon. Die Abstimmung lŠuft vom 10. 
November 2013 bis zum 28. Januar 
2014. Der lange Abstimmungszeit-
raum soll den Kandidat_innen die 

Mšglichkeit geben, sich zu prŠsentie-
ren und ihre Ziele und Vorstellungen 
fŸr die Europapolitik darzulegen. Dies 
geschieht in Online-Debatten oder 
live vor Ort. Beide Plattformen sind 
selbstverstŠndlich allen Interessierten 
zugŠnglich Ð auch, um aktiv teilzu-
nehmen und Antworten auf Fragen 
zur Europapolitik zu bekommen. Ziel 
ist nicht nur Transparenz, sondern 
vielmehr, dass die Kandidat_innen 
sich von den Ideen der BŸrger_innen 
inspirieren lassen.

Gemeinsam den Kurs fŸr Europa 
aufzeigen

Vier Kandidat_innen haben 
sich zur Auswahl gestellt: Rebecca 
Harms, JosŽ BovŽ, Ska Keller und 
Monica Frassoni. Wenn man sich 
die Gesichter hinter diesen Namen 

nicht vorstellen kann, so wird auch 
das Ziel der Primaries klar, handelt es 
sich doch bei den Meisten um gestan-
dene EP-Abgeordnete: das Parlament 
nŠher an die BŸrger_innen bringen. 
Doch wichtiger noch sind die In-
halte, welche sich mit diesen Namen 
verbinden. So ist Rebecca Harms in 
der Energiepolitik aktiv; Ska Keller, 
von der europŠischen GrŸnen Jugend 
nominiert, setzt sich mit der FlŸcht-
lingspolitik der EU auseinander und 
JosŽ BovŽ ist Agrarexperte, wŠhrend 
Monica Frassoni ihr Spezialgebiet 
im Verfassungsrecht hat. NatŸrlich 
setzen sich die Kandidat_innen auch 
Ÿber ihre Themenfelder hinaus fŸr 
grŸne Ziele in Europa und weltweit 
ein. Doch kšnnen durch den Ausgang 
der Urwahl auch Zeichen gesetzt 
werden, welche Herausforderungen 
besonders aktuell sind. Und darŸber 
sollen nun alle EU- BŸrger_innen ent-
scheiden. 

Sicherlich: es handelt sich um ein 
Experiment. Aber Europa war von 
Anfang an ein solches und auch er-
folgreich, wenn man den langen Weg 
aus den TrŸmmern des Krieges be-
trachtet. Nicht alles funktioniert rei-
bungslos, doch vieles. Im Mai 2014 
nun kšnnen alle WŠhler_innen darŸ-

ber entscheiden, welche Richtung 
Europa nehmen soll. Die Euro-
pŠischen GrŸnen fangen schon 
heute damit an.

Jakob Höber , LAG Europa
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ã...zu viele Drogen, 

zu viel Alkohol.Ò
Claudia, 31 Jahre 

„Für mich ist Neukölln“  
fragt Bürgerinnen und Bür-

ger aus Neukölln nach ihrem  
Bild des Bezirks.

F†R MICH IST 

NEUK…LLN:
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Mit einem deutlich anti-europŠ-
ischen Kurs hat es die âAlternative fŸr 
DeutschlandÔ (AfD) bereits in diesem 
Jahr mit Ÿberraschendem Erfolg bei-
nahe in den Bundestag geschafft und 
lag dabei mit 4,7 % nur knapp hinter 
der FDP, die immerhin seit 1949 im 
Bundestag vertreten war. Aber Ÿber-
raschte es wirklich?

Vielleicht Ÿberrascht es doch nicht 
so sehr, wenn man sich ihre populi-
stische Kampagne gegen die Euro-
Rettung und Kredite fŸr sŸdeuropŠ-
ische LŠnder anschaut. Mit diesen 
Themen ist die AfD anschlussfŠhig 
an den seit einigen Jahren stark ver-
breiteten Diskurs der Mehrheitsge-
sellschaft, der von deutschem Chau-
vinismus und dem Bild des âfaulen 
GriechenÔ geprŠgt ist. Damit trifft sie 
gerade bei der sogenannten âMitte der 
GesellschaftÔ genau den Nerv: Ihre 
Forderungen fŸhren zu einem RŸck-
schritt weg von europŠischer Solidari-
tŠt, zurŸck zum Nationalstaat, der vor 
allem seine eigenen wirtschaftlichen 
Interessen im Blick hat.

RenationalisierungsplŠne in 
allen Bereichen

Das lŠsst sich nicht nur in wirt-
schaftspolitischen Forderungen, wie 
dem Ausstieg aus dem Euro erkennen, 
sondern greift auch in alle anderen po-
litischen Bereiche Ÿber. Die Forderung 
nach einem ãEinwanderungsgesetz 
nach kanadischem VorbildÒ bedeu-
tet nichts anderes, als Migrant_innen 

Das Ergebnis der Bundestags-
wahl am 22. September war fŸr uns 
GrŸne enttŠuschend. Mit 8,4 % der 
Zweitstimmen sind wir unter unseren 
Erwartungen und Mšglichkeiten ge-
blieben. Wir werden mit 63 Abgeord-
neten die kleinste von vier Fraktionen 
im Deutschen Bundestag stellen. Fest 
steht auch: Wir mŸssen uns auf vier 
weitere Jahre Opposition einstellen. 
Entscheidende Differenzen zwischen 
uns und der Union in zwei Sondie-
rungsgesprŠchen wurden nicht aufge-
lšst. Deshalb fehlte aus unserer Sicht 
die Grundlage fŸr Koalitionsverhand-
lungen mit der Union. Jetzt stehen 
alle Zeichen auf Gro§e Koalition.

Was bedeutet aber eine Gro§e Ko-
alition mit 311 Abgeordneten der Uni-
on und 193 Abgeordneten der SPD, 
denen zwei Oppositionsfraktionen 
mit 64 Abgeordneten der Linken und 
63 GrŸne Abgeordnete gegenŸber ste-
hen, fŸr die parlamentarische Arbeit 
des Bundestages?

Union und SPD werden Ÿber 
79,9 % der Gesamtsitze verfŸgen. 
Ein FŸnftel stellt die Opposition. 
Zwei-Drittel-Mehrheiten sind fŸr die 
Gro§e Koalition durch eigene Stim-
menmehrheit jederzeit mšglich. Das 
Stimmenungleichgewicht zwischen 
Regierung und Opposition hat sich im 
Vergleich zu der letzten Gro§en Ko-
alition zwischen 2005 und 2009 mit 
nur 20,1 % deutlich zu Ungunsten der 
Opposition verschlechtert.

Die Kontrolle der Regierung 
muss gewŠhrleistet sein

Dies trifft die Oppositionsarbeit im 
Kern. Eigentlich stehen der Opposi-
tion eine Vielzahl von Mšglichkeiten 
zur VerfŸgung. Zentrale Rechte sind 
allerdings durch das Grundgesetz, 
einfachgesetzlich und in der 
GeschŠftsord-
nung des Bun-
destages an Vo-
raussetzungen 
gebunden. Unter 
anderem existie-
ren Quoren von 25 
% oder einem Drittel 
fŸr herausgehobene 
Minderheitenrechte, 
unerreichbar fŸr 
eine Opposition aus 
Linken und uns. Die 
Opposition wŠre bei 
diesen Mehrheits-
verhŠltnissen dem Wohlwollen der 
Regierung ausgeliefert.

Im Interesse eines lebendigen 
Parlamentarismus muss es uns allen 
unabhŠngig von der Fraktionszuge-
hšrigkeit darum gehen, Minderhei-

tenrechte zu stŠrken und der Opposi-
tion die Aufgabe zu garantieren, die 
Regierung zu kontrollieren.

Undenkbar ist doch, dass fŸr eines 
der zentralen parlamentarischen In-
strumente, die Einsetzung eines Un-
tersuchungsausschusses, der Opposi-
tion das nštige Quorum fehlt. Das ist 
aber nur die Spitze des Eisbergs: Die 
Einsetzung einer Enquete-Kommissi-
on, das Verlangen einer Anhšrung im 
Ausschuss oder die Einberufung des 
Bundestages wŠren nur mit Zustim-
mung der Regierung mšglich. Allein 
die Vorstellung, wir wŠren bei Einset-
zung der UntersuchungsausschŸsse 
zu Gorleben, zu NSU, zu Euro Hawk 
oder Kundus auf die Regierungsfrak-
tionen angewiesen gewesen. Unvor-
stellbar.

Ein Parlament ohne lebendige 
Debatten?

Neben dem ãscharfen SchwertÒ der 
Opposition, dem Untersuchungsaus-
schuss, sind die Verteilung der Tages-
ordnungspunkte und Kernzeitdebat-
ten von gro§er Bedeutung. Ohne eine 
faire Verteilung zwischen Regierung 
und Opposition sind lebendige Debat-
ten im Parlament schwer vorstellbar. 
WŸrden die derzeit geltenden Rede-
zeiten auf die neue 18. Wahlperiode 
und Situation Ÿbertragen, verstummt 
die Opposition im Plenum. Lange-
weile wŠre vorprogrammiert. Denn in 
einer Plenardebatte von 30 Minuten 
wŸrden nach bisheriger Regelung die 
Regierungsfraktion 24 Minuten das 
Wort schwingen. Jeder Oppositions-
fraktion stŸnden ganze drei Minuten 
zu. Eine Plenardebatte wŸrde in einen 
Monolog der Regierungsfraktionen 
ausarten. FŸr alle ein Alptraum.

Deshalb mŸssen zentrale 
parlamentarische Regeln 
und †bungen im Falle ei-
ner Gro§en Koalition ver-

Šndert werden. 
Es gibt einfach 
ein Grundkanon 
an Oppositi-
onsrechten, den 
eine Gro§e Ko-
alition in einer 
solchen beson-
deren Situation 
den beiden Op-
positionsfrakti-
onen nicht vor-
enthalten darf. 

Fest steht: Um Minderheitenrechte 
zu sichern, mŸssen GeschŠftsordnung 
und andere gesetzliche Regelungen 
angepasst werden. Zentral sind das 
Recht auf Einsetzung eines Untersu-
chungsausschusses, die Rechte auf 

die Einberufung des Bundestages und 
das Verlangen nach einer Ausschus-
sanhšrung. Das gilt auch fŸr weitere 
Rechte der Abgeordneten, fŸr die bis-
her die Zustimmung von einem Vier-
tel oder einem Drittel des Plenums 
erforderlich war. Dies steht jeder Op-
position unabhŠngig von Grš§e ein-
fach zu. Au§erdem muss die bisherige 
Redezeitvergabe allein nach Proporz 
Ÿberwunden werden. Ein Monolog 
der Regierung steht diametral einer 
lebendigen parlamentarischen Debat-
te im Parlament gegenŸber.

Die Opposition darf nicht vom 
Wohlwollen der Regierung ab-
hŠngig sein

Auch die Verteilung der Tages-
ordnungspunkte gehšrt auf den PrŸf-
stand. Die mediale Aufmerksamkeit 
fokussiert sich auf die Kernzeitde-
batten im Bundestag. Tagesordnungs-
punkt  15  gegen  22  Uhr  abends  findet  
kaum šffentliche Aufmerksamkeit 
und Wirkung. Deshalb braucht es 
auch hier eine VerstŠndigung. Vage 
Zusagen und AnkŸndigungen von 
Union und SPD zu den Minderheiten-
rechten reichen nicht aus. Wir wollen 
nicht abhŠngig sein vom ãgood willÒ 
einer Gro§en Koalition. Es geht uns 
um verbriefte Rechte der Oppositi-
on. Deshalb konzentrieren wir uns in 
einem ersten Schritt auf die €nderung 
der GeschŠftsordnung des Bundes-
tags. Gleichzeitig wollen wir einfache 
Gesetze, wie das Gesetz zur Regelung 
des Rechts der Untersuchungsaus-
schŸsse, Šndern.

Grundlage fŸr ein gutes parla-
mentarisches Miteinander und aus-
gezeichnete parlamentarische Arbeit 
sind starke Minderheitenrechte. Es ist 
im Interesse des Deutschen Bundes-
tages und aller Abgeordneten, gerade 
in Zeiten einer Gro§en Koalition da-
fŸr Sorge zu tragen. Das sehen hof-
fentlich alle so. Notfalls behalten wir 
uns als Fraktion natŸrlich auch recht-
liche Schritte vor.

Britta Haßelmann

Die AfD – keine Alternative 
für Europa

D I E  G RO S S E  KOA L I T I O N  U N D  I H R E  F O LG E N

Minderheitenrechte garantieren:  
Für einen lebendigen Parlamentarismus

Absolute Mehrheit

Untersu
chungsausschuss einberufen

Grundgesetzänderung

SPD
193 Sitze

Linke
64 Sitze

B90/GrŸne
63 Sitze

CDU/CSU
311 Sitze
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einzig nach Ausbildungsgrad, Ver-
mšgen und der daraus resultierenden 
NŸtzlichkeit fŸr deutsche Unterneh-
men zu bewerten. Mit der Entmach-
tung des Europaparlaments will die 
AfD der einzigen demokratisch legi-
timierten europŠischen Institution die 
Gestaltungsmšglichkeit nehmen und 
stattdessen die Nationalstaaten durch 
eine alleinige Gesetzgebungskompe-
tenz stŠrken. Der Rat der Regierung-
schefs ist aber schon jetzt mit seinem 
Geschacher um nationale Interessen 
immer wieder ein Hindernis fŸr die 
europŠische Integration.

So wŸrde eine Umsetzung des 
AfD-Programms das politische Pro-
jekt Europa beenden und stattdessen 
eine reine Freihandelszone mit macht-
loser Fassade zurŸckbleiben. Die Ge-
fahr, die von einer Partei wie der AfD 
ausgeht, ist nicht, dass sie vielleicht 
ein paar Sitze im EuropŠischen Par-
lament bekommt. Vielmehr kann sie 
den gesellschaftlichen Diskurs zur 
Europawahl verŠndern, der bereits 
seit den Bild-Zeitungs-Kampagnen 
(ãWir zahlen, sie pšbeln. Schmei§t 
die Griechen endlich aus dem Euro!Ò) 
stetig nach rechts gerŸckt ist.

Daraus resultiert fŸr uns GrŸne die 
klare Aufgabe, der AfD und anderen 
rechtspopulistischen Tendenzen mit 
einem deutlichen pro-europŠischen 
und solidarischen Signal zur Europa-
wahl entgegenzutreten und im šffent-
lichen Diskurs eine starke Stimme fŸr 
ein menschliches und gerechtes Eur-
opa zu sein. Eine Stimme, die immer 
dann, wenn Populist_innen gegen Eu-
ropa wettern, aufsteht und NEIN sagt 
zu Renationalisierung und Chauvinis-
mus und JA zu Europa!

EuropŠische Verantwortung fŸr 
morgen

Der fast 60-jŠhrige Prozess fried-
licher Einigung hat unser heutiges 
Bild von einem Europa, in dem zu-
mindest EuropŠer_innen sich frei 
bewegen kšnnen, nicht nur geprŠgt, 
sondern Ÿberhaupt erst ermšglicht. Er 
bedeutet fŸr uns eine Verantwortung, 
die darŸber hinausgeht, den Status quo 
gegen rechtspopulistische Tendenzen 
in ganz Europa zu verteidigen. Wir 
streiten fŸr ein solidarisches Europa, 
das Nationalstaaten hinter sich lŠsst.

Konkret hei§t das fŸr die Europa-
wahl im Mai u.a.:

Gemeinsam fŸr eine Demokrati-•  
sierung der Institutionen, vor allem 
durch eine StŠrkung des EuropŠ-
ischen Parlaments und der Mitbe-
stimmungsrechte der BŸrger_in-
nen.
Eine menschlichere Asylpolitik, •  
die Dublin III und die Grenz-
schutzagentur Frontex abschafft, 
sowie eine menschenwŸrdige Be-
handlung  Geflüchteter  samt  fairem  
Asylverfahren in ganz Europa.
Eine Krisenstrategie, die auf echte •  
SolidaritŠt und StŠrkung der sŸ-
deuropŠischen LŠnder setzt und sie 
nicht durch aufgezwungene Spar-
diktate immer weiter in die Rezes-
sion treibt!
In Zeiten, in denen Rechtspopulis-

mus und nationalstaatlicher Chauvi-
nismus auf AbstiegsŠngste der soge-
nannten Mittelschicht treffen, ist das 
keine leichte Aufgabe. Aber fŸr uns 
als Ÿberzeugte EuropŠer_innen gibt 
es keine andere Antwort als ein mehr 
an Europa in Zeiten eines Rechts-
rucks in den šffentliche Diskussionen 
und weltweiter Krisen. DafŸr werden 
uns auch weiterhin einsetzen und ge-
meinsam mit anderen EuropŠer_innen 
werben.

Meike Berg, André Schulze

Britta Ha§elmann ist Parlamentarische 
GeschŠftsfŸhrerin der GrŸnen 

Bundestagsfraktion
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„Mein Ziel ist es, Neukölln lebenswert zu 
erhalten für alle seine Bewohner_innen. 
Alte Menschen, Menschen mit Behinde-
rungen oder sozial Benachteiligte gehö-
ren selbstverständlich dazu – unabhän-
gig von ihrer Herkunft, ihrer sexuellen 
Orientierung oder Weltanschauung.“

Bernd Szczepanski,  
Stadtrat für Soziales

ã...meine Heimat!Ò
Barbara, 74 Jahre

F†R MICH IST 

NEUK…LLN:
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Internationale Liga für Menschenrechte (www.ilmr.de)
Verwendungszweck: Lampedusa Berlin
Bank für Sozialwirtschaft
Kontonr.:         331 71 05
BLZ:                100 205 00
 
Asyl in der Kirche e.V. Berlin (www.kirchenasyl-berlin.de)
Verwendungszweck: Lampedusa in Berlin
Pax-Bank eG
Kontonr.:         601 006 90 15
BLZ:                370 601 93
IBAN: DE64 3706 0193 6010 0690 15
BIC/Swift-CODE: GENODED 1PAX
 
Das Geld wird benötigt für Dinge des täglichen Lebens sowie Medikamente, 
Anwaltskosten etc. Spenden sind steuerlich absetzbar, es werden auf 
Wunsch gern Spendenbescheinigungen ausgestellt.

Seit aus der Informationsveranstal-
tung des Bezirksamtes von Marzahn-
Hellersdorf zur FlŸchtlingsunterkunft 
in der Carola-Neher-Stra§e verstš-
rende Bilder protestierender und ge-
waltbereiter Neonazis und Rechtsex-
tremer Ÿber das Fernsehen und durch 
die Presse gingen, war ganz Berlin 
alarmiert. Es war erschreckend, in 
welcher Weise sie die Veranstaltung 
fŸr ihre rassistischen und fremden-
feindlichen Ziele instrumentalisierten 
und offen mit Gewalt gegen Asylsu-
chende drohten.

In Neukšlln wie in anderen Teilen 
der Stadt war allen klar, dass wir in 
Zusammenhang mit der geplanten 
FlŸchtlingsunterkunft solchen Ele-
menten keinen Raum geben und dafŸr 
sorgen mŸssen, dass die Hilfesuchen-
den in Neukšlln eine sichere Wohn-
stŠtte und eine offene Haltung der 
Ÿberwiegenden Mehrheit der Neu-
köllner  Bevölkerung  vorfinden.

ZunŠchst einige Fakten
Alle Berliner Bezirke beteiligen 

sich entsprechend einer vom Rat 
der BŸrgermeister_innen gebilligten 
Vorlage des Sozialsenators an der 
gesamtstŠdtischen Aufgabe der Un-
terbringung von FlŸchtlingen. FŸr 
Neukšlln sind 543 Menschen vor-
gesehen. Dabei wurden auch soziale 
Indikatoren berŸcksichtigt, wie z.B. 
ein hoher Anteil von Bezieher_innen 
staatlicher Sozialleistungen oder die 
gro§e Anzahl von NotunterkŸnften 
fŸr obdachlose Menschen im Bezirk.

Neukšlln beherbergt zurzeit le-
diglich neun Asylsuchende und ist 
derzeit der einzige Berliner Bezirk, 
in dem so gut wie gar keine FlŸcht-
linge untergebracht sind. In anderen 
Bezirken leben bereits hunderte von 

Menschen in FlŸchtlingsheimen oder 
anderen Wohneinrichtungen, Lichten-
berg nimmt mit fast 1.200 Betroffenen 
den Spitzenplatz ein. Die Statistik des 
Landesamts fŸr Soziales und Gesund-
heit (LAGeSo, www.berlin.de/lageso)  
weist Anfang November fŸr ganz 
Berlin UnterkunftskapazitŠten von 
insgesamt ca. 7.300 PlŠtzen aus, 
denen ca. 7.700 Asyl-
suchende gegen-
Ÿberstehen Ð mit 
steigender Tendenz. 
Diese Zahlen bele-
gen, wie dringlich 
die Schaffung weiterer 
KapazitŠten ist.

Unser Bezirk verfŸgt 
Ÿber keine eigenen FlŠ-
chen, die fŸr diesen Zweck zur Ver-
fŸgung stehen. Nachdem ein GelŠnde 
an der Kanalstra§e in Rudow verwor-
fen wurde, weil dieses dringend fŸr 
den Neubau der Clay-Schule benšti-
gt wird, konnte mit dem seit Jahren 
brachliegenden GrundstŸck der Fir-
ma Krieger in der Neuen SpŠthstra§e 
in Britz ein Ort fŸr eine FlŸchtlings-
unterkunft gefunden werden. Hier 
werden parallel zur Haarlemer Stra-
§e zwei Wohnblšcke fŸr bis zu 400 
Menschen errichtet. Allerdings steht 
das GelŠnde aufgrund einer Verein-
barung zwischen dem Senat und dem 
GrundstŸckseigentŸmer, der Firma 
Krieger, nur bis zum 31.12.2015 zur 
VerfŸgung, so dass Eile geboten ist, 
wenn sich die hohen Investitionen in 
diese GebŠude einigerma§en rechnen 
sollen.

Ein Beschluss der Neukšllner 
BVV-Mehrheit von SPD und CDU, 
die GebŠude auf dem šstlichen Teil 
der FlŠche, nahe dem Teltowkanal 
und der Autobahn, zu platzieren, 

wurde im Oktober vom Senat auf-
grund der Mehrkosten abgelehnt. 
Daraufhin kam es zu einer Einigung 
zwischen Senatsvertreter_innen und 
Bezirksamt, den hinteren Baukšrper 
nach Osten zu verschieben, um in 
dem Zwischenraum eine breitere FlŠ-
che fŸr den Aufenthalt der 

Bewohner_innen sowie 
KinderspielplŠtze zu 
ermšglichen. Die da-

durch verursach-
ten Planungs-
Š n d e r u n g e n 
werden zu einer 
Ve r z š g e r u n g 
fŸhren, so dass 
ein Bezug nicht 
wie vorgesehen 

Anfang Februar sondern eher Anfang 
MŠrz 2014 erwartet wird.

Rechte Hetze verfŠngt hier 
nicht

Inzwischen hetzt die NPD im In-
ternet und an Stra§enstŠn-
den weiter gegen die Hil-
fesuchenden aus anderen 
LŠndern. Wenn bei einer 
Neukšllner Gesamtbevšl-
kerung von ca. 320.000 
Menschen nunmehr 400 
FlŸchtlinge erwartet wer-
den, ist das Motto ihres 
Protests ãBritz soll deutsch 
bleibenÒ an AbsurditŠt 
nicht mehr zu Ÿberbieten Ð wie ja 
auch die gesamte Ÿbrige Dumpfpro-
paganda aus der rechte Ecke.

Die Neukšllner_innen lassen sich 
davon jedoch nicht ins Bockshorn 
jagen. In mehreren Aktionen haben 
BŸrgerinnen und BŸrger deutlich ge-
macht, dass sie diese Parolen ablehnen 
und sich fŸr die neuen Nachbar_innen 
einsetzen werden. Auch die Neukšll-
ner BVV hat in einer einstimmig ge-
fassten Entschlie§ung bekrŠftigt, dass 
FlŸchtlinge in Neukšlln willkommen 
sind.

Bereits Mitte September fand 
eine au§erordentlich gut besuchte 
Veranstaltung der BŸrger_innenini-
tiative ãHufeisern gegen RechtsÒ in 
der Fritz-Karsen-Schule statt. †ber 
500 Teilnehmer_innen bekundeten 
mehrheitlich ihre UnterstŸtzung fŸr 
die Unterkunft und den Willen, den 
Rechten entgegen zu treten.

Am 10. Oktober lud die Diako-
nie Britz die Bewohner_innen ihrer 
Wohnanlage in der Buschkrugallee 
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Flüchtlinge sind in Neukölln willkommen

Unter der Federführung der Abtei-
lung Soziales werden sich verschie-
dene Abteilungen des Bezirksamts 
an der Unterstützung für die Flücht-
linge beteiligen. Auch verschiedene 
Initiativen, Institutionen, Vereine, 
Kirchengemeinden und Einzelper-
sonen haben sich schon jetzt bereit 
erklärt, die Bewohner_innen der Un-
terkunft zu begleiten und zu helfen.
Wer die Flüchtlinge persönlich 
unterstützen möchte, kann z.B. 
während der Bürger_innensprech-
stunde von Sozialstadtrat Bernd 
Szczepanksi genaue Informationen 
zu den verschiedenen Möglichkeiten 

und Anlaufstellen dafür erhalten. 
Die nächste Sprechstunde ist am 
11. Dezember 2013 um 13 Uhr im 
Big Ben Büro im Haus des Älteren 
Bürgers (Werbellinstr. 42, 12052 
Berlin). Auch telefonisch (030/90 
239 22 41) und per Email (soziales@
bezirksamt-neukoelln.de) kann mit 
dem Büro des Stadtrats Kontakt 
aufgenommen werden.
Auf der Website der Abteilung Sozi-
ales stehen auch eine Broschüre mit 
Informationen über die Unterbrin-
gung von Asylsuchenden in Neukölln 
sowie weiterführende Links bereit: 
gruenlink.de/o4e

zu einem Informationsabend ein. 
Auch hier konnten die Podiumsteil-
nehmer_innen viele Ð wenn auch 
nicht alle Ð Fragen beantworten und 
der Angstmache durch Sachinforma-
tionen erfolgreich entgegen treten.

Das Bezirksamt hatte die unmittel-
baren Anwohnerinnen und Anwohner 
zwischen Buschkrugallee und Haarle-
mer Stra§e am 13. November persšn-
lich/schriftlich in das OSZ Informatik 
und Medizintechnik eingeladen. Von 
ca. 570 Eingeladenen kamen lei-
der nur etwa 100, denen ausfŸhrlich 
Gelegenheit gegeben wurde, ihre 
BefŸrchtungen, Sorgen oder Fragen 
zu Šu§ern. Hier war eine skeptische 
Grundstimmung zu spŸren, die vor 
allem darauf gegrŸndet war, dass 
man die Anlieger_innen nicht vor 
einem Bebauungsbeschluss infor-
miert hatte. Viele waren Ÿberzeugt, 
dass es dann nicht zu einer Nutzung 
des GelŠndes gekommen wŠre, was 
die anwesenden Vertreter_innen des 
Bezirksamts Ð BŸrgermeister Busch-
kowsky, StadtrŠtin Giffey (Bildung, 
Schule Kultur und Sport), Stadtrat 
Liecke (Jugend und Gesundheit) so-
wie Stadtrat Szczepanski (Soziales) 
Ð unter Hinweis auf die Rechtslage 
verneinten. Wenn auch bei vielen 
eine gro§e Portion Skepsis verblieb, 
ist festzustellen, dass sich auch aus 
der Anwohner_innenschaft Stimmen 
erhoben, die die Ansiedlung von 
FlŸchtlingen begrŸ§ten.

Zu einer eher ruhigen Diskussion 
trug auch der Umstand bei, dass sich 
die Situation sowohl in Hellersdorf 
als auch in anderen Bezirken nach 
der anfŠnglichen Aufregung inzwi-
schen beruhigt hat und an keinem 
der Orte ein Anstieg von VerlŠrmung, 
VermŸllung oder gar KriminalitŠt zu 
verzeichnen ist, was sowohl der an-
wesende Polizeivertreter als auch der 
Heimbetreiber und Mitglieder der 
ãInitiative Hellersdorf hilftÒ bestŠti-
gen konnten.

Ende  November  findet  ein  von  der  
Diakonie Britz organisierter Runder 

Tisch mit Vertreter_innen der umlie-
genden GeschŠfte und Unternehmen 
statt.

Viele Neukšllner_innen wollen 
helfen

Besonders erfreulich ist die Tat-
sache, dass sich bereits ein gro§es 
UnterstŸtzer_innenbŸndnis in Neu-
kšlln formiert: migrantische Orga-
nisationen (z.B. TdZ, DAUG, DAZ, 
Al-Huleh), die umliegenden Kir-
chengemeinden, die Diakonie, die 
Falken, der Interkulturelle Treffpunkt 
ãImpulsÒ, Lehrpersonal und SchŸ-
ler_innen benachbarter Schulen, das 
THW, die BŸrger_inneninitiative der 
Hufeisensiedlung, AktionsbŸndnisse 
gegen rechts, Parteien und viele an-
dere signalisieren Hilfsbereitschaft 
und haben schon mit der Sammlung 
von Spenden und der Erfassung von 
UnterstŸtzungsangeboten begon-
nen. Diese beziehen sich zum einen 
auf persšnliche Kontakte, Beratung, 
Sprachvermittlung, Raumangebote 
fŸr AktivitŠten, zum andern beson-
ders auf die Betreuung und Beglei-
tung von Kindern. Die Erfahrung aus 
anderen Bezirken zeigt, dass 40-50 
% der Bewohner_innen im Kinder- 
und Jugendalter sind. Von ihnen sind 
viele durch Kriegserlebnisse und Ge-
walt traumatisiert und brauchen Zu-
wendung und Kontakt. Es wird auch 
eine anspruchsvolle Aufgabe fŸr die 
Verantwortlichen im Bezirk sein, 
den Schulbesuch der Kinder und die 
sprachliche Vorbereitung darauf zu 
organisieren.

Im Januar wird es weitere Unter-
stŸtzer_innentreffen geben. Wenn 
dann klarer ist, aus welchen Her-
kunftslŠndern die kŸnftigen Bewoh-
ner_innen an der Neuen SpŠthstra§e 
kommen, werden die Hilfen konkre-

tisiert und die Ressourcen 
koordiniert.

Bernd Szczepanski,  
Stadtrat für Soziales

www.ilmr.de
www.kirchenasyl-berlin.de
www.berlin.de/lageso
mailto:soziales@bezirksamt-neukoelln.de
mailto:soziales@bezirksamt-neukoelln.de
gruenlink.de/o4e
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ã...der Kletterpark 
am Buschkrug.Ò
Sophie, 5 Jahre

F†R MICH IST 

NEUK…LLN:

NeuköllnerInnen 
sind solidarisch 
mit Flüchtlingen 

Entgegen den Erwartungen un-
seres BŸrgermeisters Heinz Busch-
kowsky und seiner SPD-Fraktion 
in der BVV von Neukšlln erweisen 
sich die Neukšllnerinnen und Neu-
kšllner als hilfsbereit und welt-
offen. Schon in der ersten gro§en 
Versammlung in der Fritz-Karsen-
Schule zeigte sich, dass die zu-
kŸnftige FlŸchtlingsunterkunft in 
Britz mehr SolidaritŠt als Protest 
auslšst.

Am 13. November gab es eine 
Infoveranstaltung des Bezirksamts 
fŸr die direkten Anwohner_innen, 
von denen der BŸrgermeister be-
klagt hatte, dass sie in der ersten 
Veranstaltung ihren Unmut gegen 
die FlŸchtlingsunterkunft nicht 
ausdrŸcken konnten. In der Veran-
staltung zeigte sich allerdings, dass 
diese Anwohner_innen keineswegs 
strikte Gegner_innen der FlŸcht-
lingsunterkunft sind. In der gut 
moderierten Veranstaltung, in der 
wirklich jede_r eigene Bedenken 
ausdrŸcken konnte, waren die Kri-
tikpunkte die mangelnde Einbezie-
hung der BŸrger_innen in die nicht 
sehr wirtschaftlichen Planungen, 
Sorgen vor LŠrm und anderen Be-
lŠstigungen und Angst vor rechten 
AufmŠrschen. Andererseits kam 
aber auch deutlich zum Ausdruck, 
dass die Menschen, die da kommen 
werden, mit ihren schweren Schick-
salen nicht abgelehnt werden, im 
Gegenteil, viele Anwohner_innen 
machen sich echte Sorgen um das 
Wohlergehen der FlŸchtlinge.

Inzwischen formieren sich Un-
terstŸtzer_innenkreise und viele 
Gruppen und Organisationen bieten 
Hilfe an: Sachspenden werden be-
reits gesammelt, Angebote fŸr die 
Kinder und Jugendlichen vorbe-
reitet, Sprachkurse und Begleitung 
fŸr die Neuankšmmlinge geplant. 
Gemeinsame AktivitŠten und Feste 
von Einheimischen und FlŸchtlin-
gen sollen eine gute Nachbarschaft 
in gegenseitigem VerstŠndnis und 
Respekt schaffen.

Wir GrŸnen, allen voran Sozial-
stadtrat Bernd Szczepanski, haben 
von Anfang an darauf gesetzt, die 
Neukšllner_innen einzubeziehen 
und zu beteiligen, Probleme in Ge-
sprŠchen zu bearbeiten und fŸr Ver-
stŠndnis und Mitmenschlichkeit 
zu werben. Dies ist aufgegangen. 
Neukšlln kann stolz sein auf seine 
BŸrger_innen, die sich nicht von 
der Not anderer abwenden, sondern 
solidarisch sind.

Gabi Vonnekold , Vorsitzende der 
Grünen BVV-Fraktion

Die Bilder von Hunderten toter 
Menschen vor der KŸste Lampedu-
sas haben ein Problem in die mediale 
…ffentlichkeit zurŸckgeholt, das seit 
Jahrzehnten besteht. An den Grenzen 
Europas sterben Jahr fŸr Jahr Hunder-
te, gar Tausende Menschen auf der 
Suche nach einem besseren Leben 
oder Schutz vor Verfolgung. 19.000 
sollen es in die letzten 20 Jahren nach 
SchŠtzungen gewesen sein.

Diesen Zustand mŸssen wir endlich 
beenden, denn der Zugang zu einem 
fairen Asylverfahren ist 
Grundlage fŸr das 
Menschenrecht 
auf Asyl.

Wir GrŸnen 
setzen uns fŸr eine 
konsequente Neu-
ausrichtung der euro-
pŠischen FlŸchtlings- 
und Migrationspoli-
tik ein. Europa muss 
davon   wegkommen,   Geflüchtete   als  
Bedrohung zu betrachten, die es ab-
zuwehren gilt. Denn daraus entsteht 
die aktuelle Politik, die Tote billigend 
in Kauf nimmt, da sie FlŸchtlinge 
durch eine immer schŠrfere Abschot-
tungspolitik zu immer gefŠhrlicheren 
Fluchtrouten zwingt, vor allem bei 
der †berfahrt Ÿber das Mittelmeer.

Stattdessen muss an erster Stelle 
endlich der Schutz der Menschen ste-
hen, die an die europŠischen Grenzen 
kommen und vor Verfolgung, Hunger 
und Krieg in ihren HeimatlŠndern ge-
flohen  sind.  Im  übrigen  handelt  es  sich  
hierbei nicht selten um LŠnder, die 
durch eine lange Kolonialgeschichte 
geprŠgt sind und die von der europŠ-
ischen Wirtschaftspolitik immer noch 
als  reine  Rohstofflieferanten  betrach-
tet werden, die es in AbhŠngigkeit zu 
halten gilt.

Die EuropŠische Union hat eine 
Verantwortung,   den   Geflüchteten  
Schutz zu bieten und sie menschen-
wŸrdig zu behandeln.

Abschottung am Mittelmeer 
beenden Ð Seenotrettung statt 
Frontex

Besonders gravierend ist die Pro-
blematik der Abschottung am Mit-
telmeer, wo jŠhrlich Tausende Men-
schen auf †berfahrten ihr Leben 
riskieren. Denn dort hat die europŠ-
ische Grenzschutzagentur Frontex 
gemeinsam mit Mitgliedsstaaten ein 
menschenverachtendes Grenzregime 
aufgebaut.

So wird frŸhzeitig versucht, 
FlŸchtlingsboote abzudrŠngen und 
sie in gefŠhrlichen Manšvern auf ho-
her See zum Umkehren zu zwingen, 

regelmŠ§ig auch in Kooperation mit 
Drittstaaten wie Libyen, die die Men-
schen aus den Booten dann aber nicht 
aufnehmen, sondern sie ohne Asyl-
verfahren direkt wieder in ihre Hei-
matlŠnder transportieren.

Wir GrŸnen fordern ein Ende sol-
cher Praktiken ebenso wie die Aufhe-
bung italienischer Gesetze, die Ka-
pitŠne wegen Schleusertum bestra-
fen, falls sie FlŸchtlinge aus Seenot 
retten. Offenkundiger kann man den 

Tod von Menschen kaum 
in Kauf nehmen und das 
Recht auf Asyl mit FŸ-

§en treten. 
Denn von der 
Mšglichkeit, 
dieses Recht 
einzufordern, 
werden Men-
schen so auf 
brutalst mšg-
liche Weise 

abgehalten. Dieser Verletzung inter-
nationaler  Pflichten  zur  Seenotrettung  
darf die EU nicht weiter tatenlos zu-
sehen, sondern muss die Umsetzung 
der Seenotrettung mit starken und 
verbindlichen Regeln fŸr alle Mit-
gliedsstaaten endlich gewŠhrleisten.

SolidaritŠt mit den GeßŸchte-
ten und zwischen den Mitglieds-
staaten

Gleichzeitig dŸrfen die anderen 
Mitgliedsstaaten die EU-Mittel-
meeranrainer aber in der Frage der 
Unterbringung und Versorgung von 
Asylsuchenden aber auch nicht al-
leine lassen. Genau dies geschieht 
aber mit dem Dublin III-System, das 
als zentralen Aspekt beinhaltet, dass 
Geflüchtete  nur  in  dem  Land  Asyl  be-
antragen dŸrfen, in dem sie das erste 
Mal europŠisches Gebiet betreten. 
Ein Blick auf die Karte Europas lŠsst 
schnell erkennen, das ein wirtschaft-
lich starkes und bevšlkerungsreiches 
Land wie Deutschland sich damit aus 
der Verantwortung stiehlt, da es prak-
tisch unmšglich ist, ohne Transfer 
durch ein anderes EU-Land Deutsch-
land zu erreichen. Im selben Augen-
blick werden die Staaten am Mittel-
meer wie Italien und Griechenland mit 
der  Verantwortung  für  die  Geflüchte-
ten alleine gelassen. Deshalb fordern 
wir eine sofortige Abschaffung des 
Dublin-Systems. Stattdessen sollen 
Geflüchtete  selbst  wählen  können,  in  
welchem Land sie Asyl beantragen 
wollen. Dies muss einhergehen mit 
der GewŠhrleistung eines fairen und 
selbstbestimmten Asylverfahrens und 
Lebens im neuen Land. Dazu gehšren 
in Deutschland u.a. die Abschaffung 

des Arbeitsverbots, der Residenz-
pflicht  und  eine  dezentrale  Unterbrin-
gung in Wohnungen.

Genauso mŸssen sich die EU-
Staaten in Krisensituationen wie dem 
BŸrgerkrieg in Syrien umfassend 
dazu   verpflichten,   mehr   Geflüchte-
te aufzunehmen und sich stŠrker am 
Resettlement-Programm der UNHCR 
beteiligen. Es kann nicht sein, dass 
über   zwei   Millionen   Geflüchtete   in  
den NachbarlŠndern Syriens vor-
nehmlich in FlŸchtlingslagern leben 
und Deutschland der Meinung ist, mit 
der Aufnahme von 5.000 syrischen 
Geflüchteten   sei   unsere   Verantwor-
tung erfŸllt.

Wir wollen au§erdem die unsŠg-
liche Eurodac-Datenbank, in der die 
FingerabdrŸcke aller Asylsuchenden 
in der EU gespeichert sind, abschaf-
fen. Sie unterstellt Asylsuchenden per 
se kriminelle Handlungen und soll 
demnŠchst sogar noch von der Polizei 
zur VerbrechensbekŠmpfung genutzt 
werden kšnnen. Das ist fŸr uns všllig 
inakzeptabel.

Legalen Zugang zum Asyl er-
mšglichen

Doch Ÿber diese Ma§nahmen hi-
naus gehend fordern wir GrŸnen, 
endlich Schutzsuchenden mehr legale 
Einreisemšglichkeiten zu geben. Sie 
mŸssen die Chance haben, auf le-
galem Weg nach Europa einzureisen, 
um dort Asyl zu beantragen. Denn 
nur so kšnnen wir zum Einen verhin-
dern, dass Menschen sich auf die ge-
fahrvolle Reise Ÿber das Mittelmeer 
machen mŸssen, und zum Anderen 
Schlepperbanden von dieser Not pro-
fitieren  und  die  Geflüchteten  auf  ihrer  
Reise nach Europa ausbeuten 
kšnnen.

Wir GrŸnen for-
dern ein huma-
nitŠres Visum fŸr 
Schutzsuchende, das 
diesen gefahrlosen Weg 
fŸr FlŸchtlinge nach Eu-
ropa ermšglicht. Bereits 
jetzt die Mšglichkeit hu-
manitŠrer Visa im Visa-Kodex der 
EU vorgesehen. Deutschland und 
die anderen Mitgliedsstaaten mŸssen 
aber endlich von dieser Regelung Ge-
brauch machen. 

Wir werden mit diesen Forde-
rungen und einem klaren Bekenntnis 
zum Schutz von Asylsuchenden in 
die kommende Europawahl gehen. 
Denn dort steht auch die bisherige 
menschenverachtende Asylpolitik der 
EU und ihrer Mitgliedsstaaten zur 
Abstimmung.

André Schulze

N E UAU S R I C H T U N G  D E R  F L Ü C H T L I N G S P O L I T I K  E N D L I C H  B E G I N N E N

Schutz gewähren statt abschotten 
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Es begann als Facebook-Gruppe 
vor vier Monaten. Entsetzt Ÿber die 
rechtsextremistischen AusfŠlle auf 
der šffentlichen Informationsveran-
staltung des Bezirks Marzahn-Hel-
lersdorf zur FlŸchtlingsunterkunft in 
der dortigen Carola-Neher-Strasse 
beschlossen engagierte Anwohner_
innen, dem entschlossen und deut-
lich sichtbar entgegenzutreten. Sie 
schrieben einen offenen Brief an den 
BezirksbŸrgermeister, starteten eine 
Online-Petition zur UnterstŸtzung 
fŸr das Heim, die binnen eines Tages 
Ÿber 10.000 Unterschriften erreichte, 
sie organisieren antirassistische Kiez-
spaziergŠnge, Kundgebungen und De-
monstrationen, Spendenaufrufe sowie 
eine erfolgreiche Helfer_innenkonfe-
renz Ð und kŸmmern sich persšnlich 
darum, dass die Hilfe bei den neuen 
MitbŸrger_innen ankommt. Auch von 
anonymen Gewaltdrohungen gegen 
eine ihrer Aktiven lie§en sie sich nicht 
abschrecken.

Vorbild fŸr Zivilcourage
Es ist als mehr als verdient, dass die 

Ÿberparteiliche Initiative ÒHellersdorf 
hilft e.V.Ó , in der sich BŸrger_innen 
und lokale zivilgesellschaftliche Or-
ganisationen zusammengeschlossen 
haben, dafŸr Ende Oktober mit dem 
renommierten ãPreis fŸr Zivilcourage 
gegen Rechtsradikalismus, Antisemi-
tismus und RassismusÒ ausgezeich-
net wurde. Dieser Preis wird jŠhr-
lich vom Fšrderkreis ãDenkmal fŸr 
die ermordeten Juden Europas e.V.Ò 
verliehen, das Preisgeld von 3.000 !  
wird ebenfalls der UnterstŸtzung fŸr 
die FlŸchtlinge zugute kommen und 
dabei helfen, ihnen das GefŸhl zu ge-
ben, willkommen und aufgehoben zu 

sein, sich in ihrer 
neuen Umgebung 
zurecht  finden  zu  
kšnnen und die 
wenigen Rechte, 
die sie haben, zu 

schŸtzen. Denn 
Menschlichkeit und NŠch-

stenliebe steht bei ãHellers-
dorf hilftÒ an oberster Stelle. 

UnabhŠngig vom Pass.
AusfŸhrliche Informationen 

und den direkten Kontakt zu ãHel-
lersdorf hilftÒ gibt es online unter  
www.hellersdorfhilft.wordpress.com.

Ehrenamtliche Helfer_innen und 
andere Interessierte kšnnen sich auch 
im BŸro von Polis*, der bezirklichen 
Koordinierungsstelle fŸr Demokra-
tieentwicklung am Ort der Vielfalt 
Marzahn-Hellersdorf (Alice-Salo-
mon-Platz 3, 12627 Berlin, E-Mail:  
polis@stiftung-spi.de), melden.

Annette Heppel

Die letzte Sitzung der Bezirks- 
verordnetenversammlung in Fried-
richshain-Kreuzberg am 27. No-
vember begann ungewšhnlich: Als 
die Verordneten in den BVV-Saal  
wollten, war dieser besetzt von FlŸcht-
lingen und deren UnterstŸtzer_innen. 
Anlass waren die Ereignisse der vo-
rangegangenen Tage: Am Sonntag 
zuvor konnten die FlŸchtlinge aus 
dem Protestcamp vom Oranienplatz, 
die dort seit Ÿber einem Jahr unter 
schwierigen Bedingungen und gro§-
en Entbehrungen fŸr ihre Menschen-
rechte protestieren, endlich in eine 

feste Unterkunft fŸr den nahenden 
Winter umziehen. 

Angesichts der sinkenden Tem-
peraturen und der gesundheitlichen 
Auswirkungen der Strapazen, die 
diese Menschen bereits durchge-
macht haben, wurde es auch hšchste 
Zeit dafŸr. Ein besonderer Dank gilt  
dabei dem Caritasverband, der die 
neue Unterkunft bereitgestellt hat.  
Das Bezirksamt und die GrŸne Be-
zirksbŸrgermeisterin Monika Herr-
mann, die das Protestcamp gegen 
jeden noch so gro§en Druck von 
verschiedenen Seiten und insbeson-

dere von CDU-Innensenator Henkel 
seit seinem Bestehen âgeduldetÕ (so 
die  offizielle  Bezeichnung   im  Amts-
deutsch) und immer unterstŸtzt ha-
ben, kšnnen weiteres Wohnen und 
Schlafen bei Minustemperaturen auf 
dem Platz schon allein aus gesund-
heitlichen GrŸnden nicht verantwor-
ten.

Daher war auch mit den FlŸcht-
lingen der Abbau der Schlafzelte ver-
einbart worden. Bevor es dazu kam, 
trafen jedoch neue FlŸchtlinge auf 
dem Platz ein. Die Zelte waren also 
nicht wie erwartet unbewohnt und 

BezirksbŸrgermeisterin Herrmann 
sagte daher umgehend den geplanten 
Abbau wieder ab. Senator Henkel 
hatte daraufhin nichts Besseres zu tun  
als damit zu drohen, den Platz selbst 
rŠumen zu lassen, wenn der Bezirk 
dies nicht bis zum 16. Dezember 
tue. In der Folge kam es zu starken 
Protesten vor Ort und spŠter in der 
BVV. Das zustŠndige Bezirksamt 
Friedrichshain-Kreuzberg setzt je-
doch auch hier weiterhin auf das  
erfolgreiche Prinzip von De- 
eskalation und Kommunikation: Ein 
Abbau der Schlafzelte wird nur im 

Einvernehmen mit den Betroffenen 
erfolgen. 

FŸr einen stŠndigen Informations-
punkt auf dem Oranienplatz hat der 
Bezirk eine unbefristete Genehmi-
gung erteilt. Denn der Protest gegen 
die geltende anachronistische und un-
menschliche Asyl- und Aufenthalts-
gesetzgebung muss und wird weiter-
gehen, solange nicht endlich die Men-
schen, die auf ihrer beschwerlichen 
Flucht vor Krieg, Hunger und Verfol-
gung zu uns kommen, in den Mittel-
punkt der Politik gestellt werden.

Annette Heppel

H E L L E R S D O R F  H I L F T.

Aufstehen gegen 
Rassismus

F L Ü C H T L I N G S C A M P  A M  O R A N I E N P L AT Z

Der Protest geht weiter

www.hellersdorfhilft.wordpress.com
mailto:polis@stiftung-spi.de
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ã...ein Wechselbad 
der GefŸhle.Ó
Julia, 31 Jahre
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Noch in der gerade veršffentlich-
ten Oktober-Ausgabe des ãBroadway 
NeukšllnÒ, dem Magazin der [Aktion! 
Karl-Marx-Stra§e], lŠsst sich die Ver-
waltung fŸr ihre BŸrger_innenbeteili-
gung feiern. Exemplarisch vorgefŸhrt 
wird das bei der Umgestaltung des 
Platzes der Stadt Hof vor der Spar-
kasse an der Ecke Ganghofer Stra§e 
im Norden Neukšllns. Was jedoch 
die Umbenennung des Platzes angeht, 
haben sich engagierte BŸrger_in-
nen kein Gehšr verschaffen kšnnen: 
Die von der Lenkungsgruppe, dem 
Beteiligungsgremium der [Aktion! 
Karl-Marx-Stra§e], Ÿbergebenen Na-
mensvorschlŠge fanden in der BVV 
keine gro§e Gegenliebe. Statt dessen 
hat die SPD plštzlich einen ãJokerÒ 
aus dem Hut gezaubert und dafŸr die 
CDU vorgeschickt: Nun soll der Platz 
der Stadt Hof in Alfred-Scholz-Platz 
umbenannt werden. Das kennen dann 
genauso viele wie den Siegfried-Auf-
hŠuser- oder den Eduard-MŸller-Platz 
Ð oder eben den Platz der Stadt Hof.

Beteiligung als Farce
Dabei gibt es zwei wichtige GrŸn-

de, den Platz der Stadt Hof nicht um-
zubenennen. Erstens setzt sich die 
BVV mit einem všllig anderen Na-
men Ÿber den Willen derjenigen Neu-
kšllner_innen hinweg, die sich mit 
Ÿber 100 eingereichten VorschlŠgen 
aktiv in den Umgestaltungsprozess 
eingebracht haben. Dann sollten sich 
diese Parteien aber nicht Ÿber Poli-
tikverdrossenheit beschweren, wenn 
sich gleichzeitig die Verwaltung mit 
Stadtrat Thomas Blesing (SPD) in 

bunten BroschŸren fŸr BŸrger_innen-
beteiligung feiern lŠsst, deren Ergeb-
nis sie am Ende doch nur ignoriert.

Es gibt aber noch einen zweiten 
Grund, den Platz nicht umzubenen-
nen. Entgegen der Ÿblichen Verfah-
rensweise trŠgt der Platz der Stadt Hof 
seinen Namen auf Bitten der Stadt 
Hof. Er sollte deshalb auch nur auf 
Bitten der Stadt Hof umbenannt wer-
den. Das ist nicht eine Frage des Par-
teibuches, sondern der Kinderstube. 
Neukšlln und Hof sind ãbefreundete 
StŠdteÒ, auch wenn deren Liste von 
der Webseite des Bezirks verschwun-
den ist. Einst machte ein im Gehweg 
eingelassenes Mosaik-Wappen der 
Stadt Hof auf die Verbundenheit mit 
dem einstigen ãVor-OrtÒ von Berlin 
aufmerksam. Das Mosaik wurde bei 
den Umbauarbeiten aus ãKosten-
grŸndenÒ beseitigt, ebenso wie einst 
die Skulptur des Ÿber Italien hinaus 
bekannten Bildhauers Paolo Marazzi 
aus unserer Partnerstadt Marino bei 
Rom. An die StŠdtefreundschaft mit 
Hof erinnert auch der Saale-Stein im 
Herbert-Krause-Park, der sich eben-
so einst auf dem Platz der Stadt Hof 
befand. Die CDU-Fraktion hat einen 
Antrag gestellt, diesen 40 Tonnen 
schweren Koloss aus der High Deck 
Siedlung an die Blaschkoallee zu 
versetzen. GeschŠtzte Kosten: minde-
stens 30.000 EUR.

CDU beugt sich SPD-Diktat
Eine weitere bezirkliche Politikpos-

se ist es, dass der Platz der Stadt Hof 
einst von einem CDU-BezirksbŸrger-
meister zusammen mit seinem CSU-

Bürger_innenbeteiligung à la SPD und CDU

Dass SchŸler_innen die Probezeit 
am Gymnasium vielleicht nicht er-
folgreich durchlaufen, ist leider keine 
wirklich neue Nachricht. Neu ist aber 
das Probejahr, eine HalbzeitverlŠn-
gerung, die den ãgefŠhrdetenÒ SchŸ-
ler_innen die Chance geben soll, sich 
zu verbessern. Eine Folge der Schul-
reform, wie das Zusammenlegen von 
Hauptschule und Realschule. Grund-
sŠtzlich kann man davon ausgehen, 
dass ãmehr den SchŸler_innen zur 
VerfŸgung stehende ZeitÒ garantiert 
ein positives Ergebnis erzielt. WŠren 
im zweiten Halbjahr nicht die vielen, 
vielen freien Tage, sodass die Reali-
tŠt und das gewŸnschte Ergebnis lei-
der doch ein anderes ist. Im Februar 
2012 wurden im Schulausschuss 100 
RŸcklŠufer_innen prognostiziert und 
124 von insgesamt 1046 angemel-
deten SchŸler_innen haben letztlich 
die Probezeit nicht bestanden. Auch 
im Schuljahr 2012/13 wurden nach 
Erhalt des Halbjahreszeugnisses ca. 
100 RŸcklŠufer_innen prognostiziert 
und dies bewahrheitet sich auch. 
Trotz Fšrderma§nahmen. Warum das 
so ist, wird seitens der Schulen nicht 
eršrtert, ist aber eine Forderung der 
GrŸnen Fraktion.

LerndeÞzite, soziale Unange-
passtheit, Beratungsresistenz 
der Eltern seien die GrŸnde

Das Bezirksamt gibt an, dass Lern-
defizite   in   den   Hauptfächern,   Bera-
tungsresistenz der Eltern wie  auch 
ãsoziale UnangepasstheitÒ eine Rol-
le spielten. Eltern meldeten ihr Kind 
entgegen der Fšrderprognose auf dem 
Gymnasium an. Mit einem Durch-
schnitt, der niedriger als 3,0 sei. Das 
ist das gute Recht der Eltern, denn 
seit dem Wegfall der Fšrderprogno-
se kšnnen sich auch SchŸler_innen 

ohne Gymnasialempfehlung auf dem 
Gymnasium anmelden. Im Schuljahr 
2013/14 haben sich insgesamt 682 
SchŸler_innen am Gymnasium an-
gemeldet, wovon 505 einen Schnitt 
von 2,5 bis 2,9 haben und lediglich 
11 SchŸler_innen einen Schnitt von 
3,0 bis 3,5. Zu erwarten sind weniger 
RŸcklŠufer_innen als in den Jahren 
zuvor. Wir werden erfahren, was das 
Bezirksamt genau mit ãsozialer Un-
angepasstheitÒ meint, denn die GrŸne 
Fraktion macht in Form von Kleinen 
und Gro§en Anfragen wie auch An-
trŠgen kontinuierlich und konsequent 
die Bezirksverordnetenversammlung 
auf das Thema aufmerksam.

Start in die 7. Klasse Ð Unglei-
cher kšnnte es nicht sein

So hat die GrŸne Fraktion mehr-
fach darauf aufmerksam gemacht, 
dass ungleiche Startbedingungen fŸr 
GrundschŸler_innen existieren. Es 
scheint, dass Grundschulen im Norden 
bezŸglich des Erwerbs von Grundbil-
dung nicht mit Grundschulen im SŸ-
den verglichen werden kšnnen, was 
nicht abwertend gegenŸber der 
Lehrer_innenschaft 
gemeint ist. Es 
ist eine Tat-
sache, dass an 
Nordneukšllner 
Grundschu len 
weniger Fšrder-
prognosen fŸr das 
Gymnasium ausge-
sprochen werden als 
im SŸden.

NatŸrlich bestehen in Englisch 
große  Defizite,  wenn  über  ein  Jahr  an  
der Grundschule aufgrund des Unter-
richtausfalls kein Englischunterricht 
stattgefunden hat. Den Preis zahlen 
die   Kinder,   weil   sich   die   Defizite  

spŠtestens in der 7. Klasse bemerk-
bar machen und sie das Probejahr 
nicht bestehen. KŸnftig werden sie 
in reinen RŸcklŠufer_innenklassen 
der Sekundarschule unterrichtet. In 
einem Šlteren Artikel einer Tageszei-
tung werden die RŸcklŠufer_innen 
ãfrustrierte SchŸler_innenÒ genannt, 
die das TagesgeschŠft aufgrund der 
neuen Konstellation aufhalten und er-
schweren wŸrden.

RŸcklŠufer_innenklassen
Sie werden von anderen SchŸler_

innen ãLooserklassenÒ genannt und 
in Neukšlln wurden fŸr den Jahrgang 
2011/12 zwei an der Alfred-Nobel-
Schule und zwei an der Zuckmayer-
Schule eingerichtet. Letztere hatte 
2012 die hšchste Anzahl an Schulab-
brecher_innen zu vermelden, positive 
Resonanz kommt von der Alfred-No-
bel-Schule, in der sich die RŸcklŠu-
fer_innen wohl fŸhlen.

Reduzierung von RŸcklŠufer_in-
nen

Unsere Fraktion ist der 
festen †berzeugung, dass 
mit den entsprechenden 
Lernfšrderma§nahmen 

die Anzahl der 
RŸcklŠufer_in-
nen reduziert 
werden kann.

Um welche 
L e r n d e f i z i t e 
handelt es sich? 
Wie kann die 
mŸndliche Be-

teiligung der SchŸlerin/des SchŸlers 
gesteigert werden, wenn SchŸch-
ternheit die Oberhand gewinnt und 
damit die Gesamtzensur ma§geblich 
beeinflusst  wird?  Müssen  Lernlücken  
geschlossen werden oder nur themen-

bezogene Fragen? Bestehen Recht-
schreibschwierigkeiten? Es bedarf ei-
ner genauen Feindiagnostik und eines 
Handlungskonzepts, das auf Erfolg 
ausgerichtet ist. Mit der Aussicht auf 
Einfließen   der   Verbesserung   in   die  
Gesamtnote.

Im Interesse der Neukšllner 
SchŸler_innen

Es ist ein Muss, sich der hetero-
genen SchŸler_innenschaft anzuneh-
men. Erst recht, wenn die hŠusliche 
UnterstŸtzung nicht garantiert wer-
den kann. Eltern wird der Vorwurf 
der Bildungsferne gemacht, wie viele 
andere negative Zuschreibungen ge-
tŠtigt werden, die die SchŸler_in-
nenschaft demotivieren, weil sie den 
Rucksack einer Migrationsgeschichte 
tragen, obwohl sie Berlinerinnen und 
Berliner sind. Neukšllner Kinder, die 
den Ehrgeiz haben, das Gymnasium 
zu besuchen, und den Widrigkeiten 
standhalten, sich nicht entmutigen 
lassen wollen.

Lernmotivation Ð Spa§ am 
Lernen Ð mit Kritik umgehen 
kšnnen

Es kommt auf die Verpackung an. 
Wenn die Ursache fŸr eine ãschlechte 
NoteÒ ganz genau beleuchtet und hin-
terfragt wird und das auf Augenhšhe, 
ohne eine ganze Persšnlichkeit oder 
den Bildungshintergrund der Eltern 
in Frage zu stellen, dann kann man 
sicher sein, dass SchŸler_innen aus 
ãFehlernÒ lernen und eigenverant-
wortlicher werden. Von den jewei-
ligen SchŸler_innen aus denkend eine 
Lernstrategie entwickeln fŸhrt zum 
Erfolg. Jede unbewusste negative Zu-
schreibung ist absolut fehl am Platz 
und fŸhrt zu falschen SchlŸssen.

Wegweisend und irrefŸhrend 
zugleich Ð die Fšrderprognose

2012/13 haben von 132 SchŸler_
innen etwa 50 %, die eine Empfeh-
lung fŸr die Sekundarstufe erhielten, 
das Probejahr bestanden. Nicht allein 
die Fšrderprognose ist entscheidend, 
sondern Kompetenzen, die in der 
Grundschule erworben werden.

Kein ãAussortierenÒ von SchŸ-
ler_innen

Ab dem Schuljahr 2014/15 gilt: 
Ab einem Durchschnitt von 3,0 gibt 
es fŸr kŸnftige SiebtklŠssler_innen 
ein verbindliches BeratungsgesprŠch 
bei der Erstwunschschule und disku-
tiert wird derzeit auch die EinfŸhrung 
eines Eignungstests, den es bisher nur 
fŸr SchŸler_innen gibt, die in eine 
SchnelllŠufer_innenklasse (ab Klasse 
5) der Albrecht-DŸrer-Schule wollen. 
Hier wird im Vorfeld aussortiert und 
Talente werden nicht erkannt werden 
kšnnen.

Chancengleichheit erhšhen Ð 
Benachteiligungen von SchŸ-
ler_innen vermindern

Durch die mšgliche EinfŸhrung 
eines Eignungstests wŸrde aufgrund 
der ungleichen Lernvoraussetzungen 
an den Grundschulen der Bildungs-
aufstieg von SchŸler_innen aus sozial 
benachteiligten Familien sehr er-
schwert.  Es  scheint,  dass  Lerndefizite  
bei SchŸler_innen immer und aus-
schlie§lich auf die Elternschaft, die 
soziale Herkunft und den Bildungs-
stand zurŸckfallen, nicht zuletzt auf 
die SchŸler_innen, niemals aber auf 
die Schule und da liegt der Hund be-
graben.

Mahi Christians-Roshanai,  
BVV-Verordnete

DA S  P RO B E JA H R  A M  G Y M N A S I U M

Zerreißprobe für Eltern und Schüler_innen

Kollegen aus Hof eingeweiht wurde. 
Das hindert die CDU-Fraktion heute 
nicht, einen Umbenennungs-Antrag 
einzubringen, den die SPD diktiert 
hat. Die ehemalige Fraktionsvorsit-
zende und heutige Bundestagsabge-
ordnete Christina Schwarzer schiebt 
eine ãMinderheitspositionÒ innerhalb 
der BVV vor. Falls die Junge Union 
das nicht wissen sollten: Mit der Stadt 

Hof in Bayern war einst West-Berlin 
durch die Sendemasten des RIAS in 
Britz verbunden. Hof war der erste 
Ort nach dem Transit durch die DDR 
und damit die erste Stadt im Westen. 
Somit erinnert der Platz der Stadt Hof 
auch an die Deutsche Teilung.

Dabei wŠre doch alles so einfach: 
Die Linke hatte einst vorgeschlagen, 
den Rathausvorplatz in Andenken an 

den letzten langjŠhrigen und von den 
Kommunisten mitgetragenen BŸrger-
meister der SPD Alfred Scholz zu be-
nennen, der 1933 von den Nazis aus 
dem Amt entfernt wurde. Dann hŠtten 
die Genossen einen wŸrdigen Ort und 
die StŠdtefreundschaften nŠhmen kei-
nen Schaden.

Bertil Wewer, BVV-Verordneter
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ã...der beste Wohnort, 
den man sich 

vorstellen kann.Ò
Norman, 29 Jahre

F†R MICH IST 

NEUK…LLN:

Unser BŸrgermeister Heinz Busch-
kowsky und der Fraktionsvorsitzende 
der SPD im Abgeordnetenhaus Raed 
Saleh werden nicht mŸde, den Satz 
ãKein Kind darf zurŸckbleibenÒ im-
mer wieder zu verkŸnden. Und spezi-
ell fŸr die Bildungschancen Benach-
teiligter erklŠren sich die beiden zu 
den Experten in dieser Stadt.

Ein Lieblingsthema beider Poli-
tiker   ist  die  Kitapflicht.  Obwohl  die  
ŸberwŠltigende Mehrheit 
der Familien ihre 
Kinder frei-
willig in Kitas 
bringen (95 %), 
sind beide hinter 
den letzten Eltern 
her wie die Teufel 
hinter den armen 
Seelen. Sie unter-
stellen diesen Fa-
milien, dass sie sich 
nicht ausreichend um das Wohl ihrer 
Kinder und deren Bildungschancen 
kŸmmern. So haben sie schnell und 
unkompliziert die Schuldigen ding-
fest gemacht, wenn Kinder nicht den 
gewŸnschten Bildungserfolg haben.

Wie sieht aber die reale Politik 
aus?

Berlin hat massive Schwierig-
keiten, den Rechtsanspruch auf Kita-
plŠtze Ÿberall in der Stadt zu erfŸllen. 
In vielen Quartieren fehlen immer 
noch viele PlŠtze fŸr die Familien, die 
sie gern freiwillig annehmen wŸrden. 
Gleichzeitig streichen die Abgeord-
netenhausfraktionen von SPD und 
CDU im Berliner Landeshaushalt, 
der im Dezember beschlossen wird, 
die Mittel fŸr den Kitaplatzausbau um 
20 Mio. !  oder 40 % zusammen. So 
werden z.B. die Familien im Bereich 
Kšllnische Heide/Wei§e Siedlung 
wohl noch lange auf die zusŠtzlichen 
400 KitaplŠtze warten mŸssen, die 
sie dringend brauchen und auch ak-
tiv fordern. Hier wohnen genau die 
Menschen, die Buschkowsky und 
Saleh  gern  in  die  Pflicht  nehmen  wür-
den. Dass sie sie gar nicht zwingen 
mŸssen, sondern ihnen nur ein gutes 
Platzangebot zur VerfŸgung stellen 
mŸssten, Ÿbersehen sie dabei gern. Es 
ist ja auch viel angenehmer, sich da-
rŸber auszulassen, dass die bšsen bil-
dungsfernen Eltern ihre Kinder nicht 

rechtzeitig in die Kita schicken, als 
sich selbst zu fragen: ÒWarum schaf-
fen wir es nicht, diesen Eltern, die das 
dringend wollen, ausreichende Kita-
plŠtze in ihrem Kiez anzubieten?Ó

Wie sieht es bei der Schule aus?
Als Buschkowsky und Saleh von 

ihrer Rotterdamreise zurŸckkamen, 
wurde verkŸndet, es werde ein Son-

derprogramm fŸr Brenn-
punktschulen aufgelegt. 
Die Schulen in sozialen 

Brennpunkten 
bekommen zu-
sŠtzliche Mit-
tel, um ihre 
SchŸlerinnen 
und SchŸler 
besser fšrdern 
zu kšnnen. Das 
klingt sinnvoll 
und gut. Aber 

woher kommen diese zusŠtzlichen 
Mittel? Aus dem jetzt schon viel zu 
knappen Schuletat! Die Lehrer_in-
nenknappheit kann so nicht beendet 
werden, der Unterrichtsausfall ist da-
mit bereits wieder vorprogrammiert. 
Die Inklusion, die gemeinsame bes-
sere Fšrderung von Kindern mit und 
ohne Behinderung, muss auf die lange 
Bank geschoben werden, obwohl sich 
unser Land dazu in einer UN-Konven-
tion  verpflichtet  hat.  Die  Schulsozial-
arbeit, die auch in den Brennpunkt-
schulen besonders wichtig ist, kann 
nicht ausgebaut werden, im Gegenteil 
Ð es sollen Schulsozialarbeiter_innen 
eingespart werden.

Alle Schulen brŠuchten regelhaft 
eine bessere Ausstattung, insbeson-
dere mit LehrkrŠften und anderem 
pŠdagogischen Personal, damit die 
Lerngruppen kleiner werden kšnnen, 
Fšrderangebote individueller orga-
nisiert werden kšnnen. Die Neukšll-
ner Grundschulen haben z.Zt., nach 
Aussagen der Senatsverwaltung, eine 
LehrkrŠfteausstattung von 98 %. Da-
mit ist klar, dass Stunden ausfallen, 
Unterricht fachfremd erteilt werden 
muss, Fšrderstunden nicht realisiert 
werden kšnnen und eine individuelle 
Fšrderung der Kinder sehr erschwert 
wird. Unter solchen Bedingungen 
wird der Satz ãKein Kind darf zurŸck-
bleibenÒ zum Hohn. Denn diese tŠg-
lichen ZustŠnde in unseren Schulen 
sorgen dafŸr, dass nur die robustesten 

Senatorin Kolat will eigene 
StadtteilmŸtter und gibt dafŸr 
zwei Millionen aus

Die StadtteilmŸtter machen in 
Kreuzberg, Neukšlln, Mitte und an-
derswo eine gute Arbeit, denn sie ge-
hen in Familien, die sonst vielleicht 
nicht den Weg in Beratungseinrich-
tungen, zum Elternabend oder in den 
Nachbarschaftstreff   finden   würden.  
Sie schaffen Vertrauen und bauen die 
BrŸcken zur professionellen Hilfe. 
DafŸr mŸssen sie vor allem die Ein-
richtungen und Angebote in ihrem 
Kiez gut kennen: Wo gibt es Haus-
aufgabenhilfe? Wo wird Mieter_in-
nen- oder Gesundheitsberatung in den 
verschiedenen Muttersprachen ange-
boten? Und so weiter. Der Senatorin 
gefŠllt das so gut, dass sie jetzt auch 
StadtteilmŸtter haben mšchte. Statt 
mit dem zur VerfŸgung gestellten Geld 
die langjŠhrig erprobte Arbeit in den 
Bezirken zu unterstŸtzen, hat sie einen 
neuen TrŠger beauftragt (SPI, Sozial-
pŠdagogisches Institut), der nun zen-
tral fŸr Berlin eine neue Ausbildung 
und Betreuung fŸr StadtteilmŸtter und 
Integrationslots_innen aufbauen soll: 
ãEs ist nicht geplant, Projekte und/
oder Stellen zu verstetigen, sondern 
es werden neue Stellen geschaffen.Ò 
(Anfrage im Rahmen der Haushalts-
beratungen, Rote Nummer 1178) 

Wir lehnen das ab: Die Stadtteil-
mŸtter sind ein wertvoller Bestandteil 
der Integrationsarbeit, wenn sie in den 
Kiezen gut vernetzt sind, wenn die 

D I E  S P D  W I R F T  M I T  N E B E N K E R Z E N  U M  S I C H ,  A N S TAT T  D I E  WA H R E N  U R S AC H E N  A N Z U G E H E N

Kein Kind darf zurückbleiben!?

Für Neukölln im 
Abgeordnetenhaus

Susanna Kahlefeld ist direkt gewählte 
Abgeordnete aus Neukölln. Sie setzt sich 
für eine gelungene Integration in Berlin 
ein. Integration bedeutet für Susanna 
Kahlefeld gleichberechtigte Teilhabe 
für alle, die in Berlin leben. Deshalb 
setzt sie sich für Bildung und Arbeit, 
politische Mitbestimmung wie das 
Wahlrecht auf kommunaler Ebene 
für alle sowie eine humanitäre Asyl- 
und Flüchtlingspolitik ein.

Foto: Jochen Biedermann

oder die Kinder, die anderweitig be-
sondere Fšrderung erfahren, ihre Bil-
dungschancen ungeschmŠlert nutzen 
kšnnen.

Das Problem liegt nicht bei den 
Familien, sondern im System

Den Brennpunktschulen sei die 
UnterstŸtzung gegšnnt, sie ist nštig 

und lŠngst ŸberfŠllig! Aber was hier 
im Berliner Schulsystem geschieht, 
ist nur, dass die viel zu kurze Decke 
hin und hergezogen wird Ð soll sie bis 
zum Hals reichen, frieren die FŸ§e.

Die SprŸche der beiden selbster-
nannten Bildungsexperten Busch-
kowsky und Saleh erweisen sich bei 
nŠherem Hinsehen deshalb als ziem-
lich hohl. Sie lassen viele Kinder zu-

rŸck, weil sie nicht bereit sind, grund-
sŠtzlich mehr fŸr die Bildungschan-
cen aller Kinder zu tun und alle Schu-
len und Kitas vernŸnftig auszustatten. 
Stattdessen werfen sie Nebelkerzen 
und machen die Familien dafŸr ver-
antwortlich, wenn sie die MŠngel im 
System nicht ausgleichen kšnnen.

Gabi Vonnekold, Vorsitzende der 
Grünen BVV-Fraktion

€mter und Schulen in den Bezirken 
ihre TŸren fŸr sie und die von ihnen 
betreuten Menschen šffnen. Eine zen-
trale Stelle fŸr Berlin kann das nicht 
leisten. Hier wird eine Menge Geld 
falsch ausgegeben. Und es fehlt da, 
wo wir es brauchen: vor Ort.

Halbherzig: Gesetz zur Anerken-
nung im Ausland erworbener 
AbschlŸsse

Berlin ist das neunte Land, das 
nun endlich auch ein Gesetz vorlegt, 
nach dem Menschen, die im Ausland 
einen Beruf gelernt haben, das Recht 
erhalten,   ihre  Qualifikation  hier   prü-
fen zu lassen. Wenn ihre Berufsquali-
fikation  einer  deutschen  Qualifikation  
entspricht, wird diese Gleichwertig-
keit anerkannt. Wenn einzelne Teile 
zur Gleichwertigkeit fehlen, kšnnen 
diese nachgeholt werden. Mšgliche 
Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
wissen dann genau, was sie von die-
sen Fachleuten erwarten kšnnen. So 
weit so gut. 

Aber: Der in der šffentlichen Dis-
kussion viel zitierte Taxi fahrende In-
genieur wird von dem in Berlin vorge-
legten  Gesetz  leider  kaum  profitieren:  
Wer schon eine Arbeit hat, muss nŠm-
lich die Kosten fŸr das Verfahren und 
eine  Nachqualifikation  alleine  tragen.  
Anders als in Bremen ist dafŸr in Ber-
lin  keine  Übergangsfinanzierung  vor-
gesehen, obwohl sich das natŸrlich 
nicht nur fŸr die einzelnen Menschen, 
sondern auch fŸr Berlin rechnen wŸr-
de. Schlie§lich verdient man mit ei-
ner   höher   qualifizierten  Arbeit   mehr  
und muss dann zumeist auch Steuern 
zahlen. Besonders Šrgerlich ist es, 
dass es durch das vom Berliner Senat 
vorgelegte Gesetz Lehrerinnen und 
Lehrer,  die  ihre  Qualifikation  im  Aus-
land erworben haben, auch nach einer 
erfolgreichen Anerkennung schwer 
haben werden, an Schulen arbeiten 
zu kšnnen Ð und das, obwohl Ÿberall 
Lehrerinnen und Lehrer mit Migra-
tionshintergrund fehlen. Im Ganzen 
sind die Berliner Regelungen leider 
unŸbersichtlich und inkonsequent. 

Wir werden daher €nderungsantrŠge 
einbringen.

Finanzierung des Aktionsplans 
zur Integration auslŠndischer 
Roma

In den Haushaltsberatungen wur-
de auch die Finanzierung des Akti-
onsplans vorgelegt, in dem es um die 
Willkommensklassen, Beratungsstel-
len, Lots_innenenprojekte etc. geht. 
Berlin hat mit diesem Plan im Prinzip 
einen guten Aufschlag gemacht. Alle 
Bezirke,   auch   Neukölln,   profitieren  
davon in ihrer Integrationsarbeit fŸr 
die neuzuziehenden Menschen aus 
RumŠnien und Bulgarien. 

Was jedoch fehlt, ist die Einbezie-
hung der Roma-Selbstorganisationen. 
Sie waren Ð wie im letzten Stachel 
berichtet Ð in die Erarbeitung des 
Plans nicht gut einbezogen. Und sie 
sind auch bei der Finanzierung nicht 
angemessen berŸcksichtigt. Das be-
deutet vor allem, dass die Organisati-
onen, an die ein gro§er Teil der Gelder 
fließt,  sich  erst  Mitarbeiter_innen  mit  
den notwendigen Sprach- und Kultur-
kenntnissen ãeinkaufenÒ mŸssen, um 
die ihnen Ÿbertragene Arbeit Ÿber-
haupt machen zu kšnnen. In Neukšlln 
ist mit Amaro Foro eine Organisation 
aktiv, die dieses Problem nicht hat: 
Hier arbeiten Roma und Nichtroma 
zusammen, Sprachkenntnisse und ein 
VerstŠndnis fŸr die Kulturen sind da Ð 
entsprechend gut und effektiv ist die 
Arbeit. Das wird leider nicht Ÿberall 
in Berlin so sein.

Susanna Kahlefeld, MdA
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Die Neukšllner GrŸnen treffen 
sich jeden   zweiten   Dienstag   um  
19 Uhr in der Berthelsdorfer Str. 9  
(U-Bahnhof Karl-Marx-Stra§e hin-
ter der Passage). Zur Diskussion 
stehen bezirks-, landes- und bundes- 
politische Themen. Termine und  

Tagesordnung stehen (meist) eini-
ge Tage vorher im Internet unter  
www.gruene-neukoelln.de. 
Die Treffen sind šffentlich, auch 
Nichtmitglieder, die sich fŸr grŸne 
Politik im Bezirk interessieren, sind 
herzlich willkommen!

GRÜNE TREFFEN
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Au§en aufpoliert und innen der alte Moder? 
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ã...na, Multikulti 
im Endeffekt.Ò
Kami, 17 Jahre

F†R MICH IST 

NEUK…LLN:

Freiheit und Selbstbestimmung 
brauchen einen Sozialstaat, der Men-
schen dabei unterstŸtzt, sich zu ent-
falten. Im Moment geschieht in den 
Jobcentern   häufig   das   Gegenteil.  
Wenn ãKund_innenÒ zum dritten Mal 
in einen Computerkurs gesteckt wer-
den, in dem sie nichts mehr lernen, 
wenn Menschen fŸr wenige Tage in 
Jobs vermittelt werden, nur um in der 
Statistik einen kleinen Erfolg feiern zu 
kšnnen, dann wird ein aus den Fugen 
geratenes System zum Selbstzweck 
Ð die Menschen, die Hilfe brŠuchten, 
geraten dabei všllig aus dem Blick. 

Berlin ist mit einer Arbeitslosen-
quote von Ÿber elf Prozent noch im-
mer das Bundesland mit der hšch-
sten Zahl von Arbeitssuchenden in 
Deutschland. In Neukšlln ist die 
Lage noch dramatischer. †ber 15 
Prozent der Menschen in unserem 
Bezirk sind arbeitssuchend gemeldet 
und die Statistik beschšnigt noch. 
Arbeitssuchende, die z.B. gerade in 
einer Fortbildungsma§nahme sind, 
tauchen in der Statistik gar nicht auf. 
Neue Regeln fŸr Hartz IV und eine 
Reform der Jobcenter wŠre fŸr fast 
ein FŸnftel der Menschen in Neukšlln 
eine unmittelbare Verbesserung ihrer 
Lage. Dazu brauchen wir sowohl Re-
formen auf Bundesebene, als auch in 
Berlin. Die wichtigsten Ansatzpunkte 
sind folgende:

Anhebung des Hartz-IV-Satzes
Der Hartz-IV-Satz von 382 Euro 

im Monat reicht nicht, um Teilhabe 
und ein selbstbestimmtes Leben zu 
ermšglichen, gerade angesichts stei-
gender Lebenshaltungskosten. Wir 
mŸssen den Satz anheben Ð in einem 
ersten Schritt auf 420 Euro Ð und ihn 
dann regelmŠ§ig an die steigenden 
Kosten anpassen.

Sanktionen aussetzen und 
Ÿberdenken

Wir mŸssen den Sanktions-
wahnsinn stoppen, der in den Job-
centern grassiert. Dazu brauchen wir 
sofort ein Sanktionsmoratorium und 
eine Debatte, wie wir mit den Sank-
tionen kŸnftig umgehen. Sanktionen 
unter das Existenzminimum sind mit 
dem Sozialstaatsprinzip in unserem 
Grundgesetz nicht vereinbar. An-
gesichts der Tatsache, dass sich 95 
Prozent der Arbeitssuchenden všllig 
korrekt verhalten und dass die rest-
lichen fŸnf Prozent vielmehr Hilfe als 
Drohung brŠuchten, deutet viel da-
rauf hin, dass am Ende des Diskussi-
onsprozesses die všllige Abschaffung 
der Sanktionen stehen sollte. 

Aktive Arbeitsmarktpolitik
Gleichzeitig brauchen wir eine 

aktive Arbeitsmarktpolitik, die ihren 
Namen verdient. Die jetzige Bundes-
regierung hat 2011 die Instrumente 
der aktiven Arbeitsmarktpolitik mas-
siv zusammen gestrichen. Bis 2015 
sollen fast acht Milliarden Euro we-
niger zur VerfŸgung stehen. Langfri-
stige Arbeitsmarktinstrumente (z.B. 
GrŸnder_innenzuschuss und be-
rufliche  Weiterbildung)  müssen  
revitalisiert werden.

Mehr Mitsprache der 
Betroffenen

Wir brauchen 
ein Wunsch- und 
Wahlrecht: Die 
Arbeitssuchenden 
mŸssen mitreden 
kšnnen, wenn es 
um ihre Zukunft 
geht. Gleichzeitig 
mŸssen Beschwer-
den und Klagen 
gegen Ma§nahmen 
oder Sanktionen eine 
aufschiebende Wirkung 
erhalten. Bislang mŸssen 
Sanktionen trotz Einspruch erst 
mal hingenommen werden Ð mit 
zum Teil existenzbedrohenden Fol-
gen. Dabei ist fast jede zweite Klage 
ganz oder teilweise erfolgreich. Um 
auch systematisch zu Verbesserungen 
zu kommen, brauchen wir au§erdem 
ein Verbandsklagerecht.

Weniger BŸrokratie in den Job-
centern

Dass so viele Bescheide fehlerhaft 
sind, kommt nicht von ungefŠhr. Die 
BŸrokratie, mit der sich die Mitarbei-
ter_innen in den Jobcentern tŠglich 
rumschlagen mŸssen, ist všllig aus 
dem Ruder gelaufen. Z.B. muss die 
Hšhe der Zahlungen an Aufstocker_
innen jeden Monat neu berechnet 
werden Ð je nachdem, wie viel gerade 
dazu verdient wurde. Dies fŸhrt zu 
všllig absurden Nachweis- und Be-
rechnungsorgien, die fehleranfŠllig 
sind und die Angestellten in den Job-
centern massiv in Beschlag nehmen. 
Wir mŸssen hier beginnen, Ÿber die 
Pauschalierung von Leistungen nach-
zudenken, um der ausufernden BŸro-
kratie Herr zu werden.

Bessere Personalpolitik in den 
Jobcentern

Gleichzeitig brauchen die Jobcen-
ter mehr Personal. In Neukšlln kom-

men auf eine_n Vermittler_in derzeit 
statistisch 143 ãKund_innenÒ, in der 
Realität  sind  es  häufig  noch  viel  mehr.  
Dass bei solchen Quoten schlampige 
Bescheide rauskommen, liegt auf der 
Hand. Gleichzeitig mŸssen die Ver-
mittler_innen unbefristete VertrŠge 

bekommen. Um mit der rechtlich so 
komplexen Materie umgehen zu kšn-
nen, brauchen wir erfahrene Mitar-
beiter_innen in den Jobcentern. Der 
stŠndige Personalwechsel macht eine 
kontinuierliche Arbeit kaum mšg-
lich.

Bessere Vernetzung vor Ort
Wichtig ist zudem, dass Jobcenter 

sich vor Ort, in den Bezirken bes-
ser mit den SozialtrŠgern vernetzen. 
Mit Schuldner_innenberatungen, mit 
Hilfsangeboten fŸr Analphabet_in-
nen, mit Familienhilfe-Einrichtungen. 
Direkte Kooperationen, Ÿber die 
schnell und unbŸrokratisch Hilfe fŸr 
die organisiert werden kann, die ihre 
Lebenssituation alleine nicht in den 
Griff bekommen.

Wir brauchen neue Regeln fŸr 
Hartz-IV und unsere Jobcenter. Wir 
GrŸne werden dafŸr sorgen, dass 
dieses Thema auf der Tagesordnung 
bleibt Ð bei der Gro§en Koalition 
in Berlin und bei der kŸnftigen im 
Bund.

Andreas Audretsch

K E I N  „W E I T E R  S O“  AU F  D E M  RÜ C K E N  D E R  B E T RO F F E N E N

Wir brauchen neue Regeln 
für Hartz IV und Jobcenter

Ende Oktober wurde vom US-
Finanzministerium im Rahmen einer 
Analyse fŸr den US-Kongress scharfe 
Kritik an der deutschen Wirtschafts-
politik geŠu§ert. Stein des Ansto§es 
war vor allem der hohe ExportŸber-
schuss, der derzeit mit seinen Auswir-
kungen durch die EU-Kommission 
einer kritischen PrŸfung unterzogen 
wird.

Es folgt ein kurzer Auszug aus 
dem Bundestagswahlpro-

gramm von BŸndnis 90/
Die GrŸnen von 2013: 

ãDie škonomischen 
Ungleichgewichte in 
der EuropŠischen 
Union haben ihre 
Ursache sowohl 
in   den   Defizit-  
als auch in den 
† b e r s c h u s s-
lŠndern wie 
D e u t s c h l a n d . 
Eine europŠische 

Wirtschaftspolitik 
muss mehr dafŸr 

tun, dass sich die 
Wirtschaftskraft der 

Mitgliedsstaaten gleich-
mŠ§iger entwickelt. Dazu 

muss die Binnenkonjunktur 
in den †berschusslŠndern ge-

stŠrkt werden. In den letzten Jahren 
stagnierten aber die Reallšhne oder 
sanken sogar. Dadurch sind sowohl 
die Ungleichgewichte innerhalb Eu-
ropas als auch die Ungleichverteilung 
der Markteinkommen in Deutschland 
deutlich angestiegen. Wir wollen die-
sen Trend umkehren und aus-
kšmmliche Lšhne 
wieder zum Re-
gelfall machen. 
Dazu brauchen 
wir in Deutsch-
land auch endlich 
einen gesetzlichen 
Mindestlohn, um der 
Lohnspirale nach 
unten einen Riegel 
vorzuschieben (É)Ò

Hier ist von eben jenen †berschŸs-
sen die Rede, die derzeit auf interna-
tionaler Ebene kritisiert werden. Im 
September 2013 exportierte die Bun-
desrepublik Deutschland erneut Wa-
ren im Wert von 20,4 Milliarden Euro 
mehr, als sie aus anderen LŠndern in 
diesem Zeitraum importiert hat Ð Ten-
denz steigend.

Vergleichbar mit der Fu§ball-
Bundesliga?

Was ist eigentlich das Problem 
bei dem hohen ExportŸberschuss? 
Traditionell wird diese Messzahl bei 
uns als ein Gradmesser wirtschaft-
licher StŠrke einer Nation angesehen. 
So Šu§erte ein Europaabgeordneter 
der CSU hierzu, Bestrebungen, den 
ExportŸberschuss zu drosseln, seien 
vergleichbar mit der Forderung, der 
FC Bayern solle schlechteren Fu§ball 
spielen, damit kleinere Vereine besse-
re Chancen auf hšhere PlŠtze auf der 
Bundesliga-Tabelle hŠtten.

Wenn man internationale wirt-
schaftliche Wechselbeziehungen 
tatsŠchlich als eine Art sportlichen 
Wettkampf betrachtet nach dem Mot-
to ãDabei sein ist alles Ð neues Spiel, 
neues GlŸckÒ, mag dieser Vergleich 

treffend sein. Hierbei stellt man je-
doch nicht in Rechnung, dass Millio-
nen von Menschen im Ausland, aber 
auch im Inland, die Zeche fŸr den 
Kampf um die Tabellenspitze in der 
internationalen Export-Liga teuer be-
zahlen mŸssen.

Spitzenplatz auf Kosten anderer 
LŠnder

Denn ein Problem am ExportŸber-
schuss besteht darin, dass ein †ber-
schuss eines Landes nur mšglich 
ist, wenn andere Nationen dafŸr ein 
Defizit   aufweisen,   d.h.   andere   Län-
der importieren dafŸr mehr, als sie 
exportieren. Weit Ÿber die HŠlfte der 
deutschen   Exporte   fließen   in   andere  
EU-Länder.  Häufig  verschulden   sich  
andere LŠnder bei deutschen Banken, 
um  ihren  Importüberschuss  zu  finan-
zieren.

Auf diese Problematik weisen 
bŸndnisgrŸne Wirtschafts- und Fi-
nanzpolitiker_innen bereits seit ge-
raumer Zeit hin. Lisa Paus etwa, 
GrŸne Bundestagsabgeordnete und 
Finanzexpertin, kritisierte im Rah-
men eines Vortrags in unserer Be-
zirksgruppe im Februar dieses Jahres 
deutlich den rasant wachsenden Ex-
portŸberschuss Deutschlands als eine 
der Ursachen der europŠischen Schul-
denkrise. Unser ExportŸberschuss 
hat somit negative Auswirkungen auf 
die wirtschaftliche Situation anderer 
LŠnder.

Der Zusammenhang mit 
der inneren sozialen 
Schießage

DarŸber hi-
naus jedoch gibt 
es noch einen 
Zusammenhang 
mit einer inter-
nen   Schieflage:  
Je weniger Wa-
ren innerhalb 
eines Landes 

verkauft werden, desto weniger mŸs-
sen importiert werden, was wiederum 
das   Importdefizit   vergrößert.   Wir  
haben es also mit einem Zusammen-
hang mit der vergleichsweise nied-
rigen Binnennachfrage zu tun, die 
wiederum in direkter AbhŠngigkeit 
mit der Kaufkraft, also auch mit dem 
Lohnniveau, steht. Was wiederum 
zu der Frage fŸhrt, wie es sein kann, 
dass in einem so wohlhabenden Land 
wie dem unseren Unternehmer_innen 
nicht  per  Gesetz  verpflichtet  werden,  
ihre BeschŠftigten halbwegs existenz-
sichernd zu entlohnen.

Wachstum um jeden Preis?
Es sollte nunmehr klar sein, dass 

der Preis fŸr den Exportliga-Tabellen-
Spitzenplatz von der sozialen War-
te aus betrachtet offensichtlich sehr 
hoch ist. Man darf gespannt sein, zu 
welchem Ergebnis die Untersuchung 
der EU-Kommission kommt. Das 
schlimmstenfalls drohende Bu§geld 
von 0,1 Prozent der Wirtschaftslei-
stung wegen lŠngerfristiger †ber-
schreitung europŠischer Richtwerte 
dŸrfte den Preis fŸr diese Art Wachs-
tum fŸr alle sichtbar weiter in die 
Hšhe treiben.

Susanne Lippert-Gulich
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Höhere Löhne 
gegen die Krise

http://www.gruene-neukoelln.de

